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Programm der Deutschen Kommunistischen Partei 
Beschlossen vom Mannheimer Parteitag der DKP 
Die Deutsche Kommunistische Partei ist die revolutionäre Partei der Arbeiterklasse der Bundesrepu-
blik Deutschland. 
Grundanliegen der DKP ist es, die Interessen der großen Mehrheit unseres Volkes - der Arbeiterklas-
se, der Bauern, der Intelligenz und der anderen Werktätigen  gegen die Macht und das Profitstreben 
des Großkapitals zur Geltung zu bringen und durchzu setzen. Dafür kämpft sie. Immer handelt sie 
nach dem Grundsatz: 
Alles für die arbeitenden Menschen, für ihr Recht a uf soziale Sicherheit, auf Demokratie, Freiheit und 
Frieden. Alles für den gesellschaftlichen Fortschri tt. 

Die DKP ist hervorgegangen aus dem mehr als hundertjährigen Kampf der deutschen Arbeiterbewe-
gung gegen kapitalistische Ausbeutung und Unterdrüc kung, gegen Militarismus und Krieg. Sie hat das 
Vermächtnis der revolutionären deutschen Sozialdemo kratie und der Kommunistischen Partei 
Deutschlands übernommen. In ihr lebt das Heldentum des antifaschistischen Widerstandes und der 
mutige Kampf derer  fort, die nach der Befreiung vom Hitlerfaschismus für einen antifaschistisch-
demokratischen Neubeginn in unserem Land wirkten. 
Die DKP wahrt das progressive Erbe des deutschen Volkes, die vorwärtsweisenden Ideen seiner gro-
ßen humanistischen Denker, die Traditionen seines K ampfes für gesellschaftlichen Fortschritt. Sie 
steht in der Tradition des deutschen Bauernkrieges, der revolutionären bürgerlichen Demokraten von 
1848/49, der Arbeiter, Soldaten und Matrosen der Novemberrevolution von 1918. 
Die DKP teilt den Stolz der arbeitenden Menschen unseres Landes auf ihre großen Aufbauleistungen, 
auf die sozialen und demokratischen Errungenschaften, die sie gegen die Reaktion erstritten haben. 
Die DKP wirkt auf dem Boden des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Sie bekennt sich 
zu seinen demokratischen Prinzipien. Sie verteidigt es entschieden gegen alle Anschläge der Reakti-
on. Entsprechend seinem Auftrag wirkt sie aktiv bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. 

Von den Lebensinteressen des Volkes und den Erfahrungen der Geschichte ausgehend, sieht die 
DKP ihre entscheidende Gegenwartsaufgabe darin, die Bundesrepublik zu einem Faktor des Friedens 
zu machen und die vom Großkapital bedrohten soziale n und demokratischen Rechte der Werktätigen 
zu verteidigen. Sie kämpft für die Erweiterung dies er Rechte und unternimmt alles in ihrer Kraft ste-
hende, um reale Schritte der Abrüstung durchzusetze n und den Prozeß der internationalen Entspan-
nung unumkehrbar zu machen. 
Beharrlich strebt die DKP danach, die Aktionseinheit der Arbeiterklasse herzustellen und ein breites 
Bündnis aller vom Monopolkapital ausgebeuteten und unterdrückten Volksschichten zu entwickeln. 
Sie tritt für eine umfassende Zusammenarbeit aller fortschrittlichen Kräfte ein, die das werktätige Vo lk 
in die Lage versetzt, eine Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt einzuleiten. Nur durch 
die Zurückdrängung und schließliche Überwindung der  Macht des Großkapitals kann unserem Land 
eine Perspektive eröffnet werden, die im Einklang s teht mit der grundlegenden Gesetzmäßigkeit unse-
rer Epoche: mit dem Vorstoß der Völker vom historis ch überlebten kapitalistischen Ausbeutersystem 
zu der wahrhaft demokratischen und menschlichen Gesellschaftsordnung des Sozialismus. 
Das unverrückbare Ziel der DKP ist der Sozialismus.  Für dieses Ziel die Mehrheit des Volkes zu ge-
winnen, die Arbeiterklasse und die anderen Werktäti gen auf den Kampf für dieses Ziel vorzubereiten - 
darum geht es der DKP. 
Politischer Kompaß der DKP und wissenschaftliches F undament ihrer Politik ist die Lehre von Marx, 
Engels und Lenin. Die DKP wendet diese wissenschaftliche Weltanschauung der Arbeiterklasse 
schöpferisch auf die konkreten Bedingungen der Bund esrepublik an. Sie bekämpft den rechten und 
"linken" Opportunismus. 
Die Arbeiterklasse aller Länder hat gemeinsame Gege nwarts- und Zukunftsinteressen. Ihr Kampf trägt 
seit jeher internationalen Charakter. Darum verbindet die DKP in ihrer Politik die entschiedene Vertre-
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tung der nationalen Interessen des arbeitenden Volkes der Bundesrepublik mit konsequentem Han-
deln entsprechend den Prinzipien des proletarischen Internationalismus. Solidarisch steht sie an der 
Seite aller Kämpfer gegen den Imperialismus. Als un trennbarer Bestandteil der weltumspannenden 
Gemeinschaft der kommunistischen und Arbeiterparteien wirkt sie für die Stärkung der Einheit der 
kommunistischen Weltbewegung, für die Festigung ihr es Bündnisses mit den anderen friedliebenden, 
fortschrittlichen und revolutionären Kräften unsere r Zeit. 
Die DKP geht von den Realitäten des eigenen Landes aus und berücksichtigt zugleich die Erfahrun-
gen und Lehren des internationalen Klassenkampfes. Sie wirkt für das werktätige Volk der Bundesre-
publik und für die gemeinsame Sache der internation alen Arbeiterbewegung. 

I. Unsere Epoche ist die Epoche des Übergangs vom K a-
pitalismus zum Sozialismus im Weltmaßstab 
Die Zeit, in der wir leben, ist gekennzeichnet durch grundlegende gesellschaftliche und wissenschaft-
lich-technische Veränderungen. Es ist eine Zeit, in  der sich die Auseinandersetzungen zwischen den 
Kräften des Fortschritts und der Reaktion zuspitzen . Es ist eine Zeit, in der die Überlegenheit des re a-
len Sozialismus sowie die historische Überlebtheit und die zunehmende Krisenhaftigkeit des Kapita-
lismus ständig klarer zutage treten. Es ist eine Ze it, in der das Drängen der Völker nach Überwindung 
überlebter gesellschaftlicher Verhältnisse immer st ärker wird, und in der der Imperialismus zugleich 
vermehrte Anstrengungen unternimmt, um seine angeschlagenen Positionen zu behaupten und das 
Rad der Geschichte zurückzudrehen. Das Wesen unsere r Epoche der Epoche des Übergangs vom 
Kapitalismus zum Sozialismus im Weltmaßstab - tritt  zunehmend deutlicher hervor. 
Unsere Epoche wurde durch die Große Sozialistische Oktoberrevolution in Rußland eingeleitet. Diese 
erste siegreiche sozialistische Revolution war ein Wendepunkt in der Geschichte der Menschheit. Sie 
machte den Sozialismus aus einer wissenschaftlichen Theorie nun auch zur lebendigen Wirklichkeit. 
Sie bestätigte die Theorie von Marx, Engels und Len in, die weltverändernde Kraft und die historische 
Mission der Arbeiterklasse. Das kapitalistische System büßte die Alleinherrschaft über die Erde ein. 
Es bildete sich ein grundlegend neues internationales Kräfteverhältnis heraus. Der Kampf der Arbei-
terklasse und der unterdrückten Völker um ihre nati onale und soziale Befreiung nahm einen machtvol-
len Aufschwung. Es entfaltete sich die allgemeine Krise des Kapitalismus. 
In den zurückliegenden Jahrzehnten, insbesondere se it der Zerschlagung des Hitlerfaschismus, hat 
sich der revolutionäre Weltprozeß bedeutend beschle unigt. Im internationalen Kräfteverhältnis sind 
weitere unumkehrbare Veränderungen zugunsten der Kr äfte des Friedens, der Demokratie und des 
Sozialismus erfolgt. Diese Kräfte bestimmen immer s tärker den Gang der Geschichte. 
Der Sozialismus ist zum Weltsystem geworden. Er hat bereits auf mehreren Kontinenten Fuß gefaßt. 
Auch in einem Teil des einstigen Machtbereichs des deutschen Imperialismus - in der Deutschen De-
mokratischen Republik- hat der Sozialismus gesiegt. In den sozialistischen Ländern ist die Arbeiterlo-
sung: "Was des Volkes Hände schaffen, soll des Volk es eigen sein", verwirklicht. Wirtschaft und Ge-
sellschaft entwickeln sich planmäßig zum Nutzen des  ganzen Volkes und jedes Einzelnen. Befreit von 
kapitalistischer Ausbeutung und Unterdrückung üben die arbeitenden Menschen selbst die Macht aus. 
Sie gestalten gesellschaftliche Verhältnisse, die w irkliche Demokratie und dauerhafte soziale Sicher-
heit für das Volk sowie eine allseitige Entwicklung  des Menschen gewährleisten. Es entstehen neue 
Beziehungen zwischen den Menschen auf der Grundlage der Solidarität. Die stabile und dynamische 
Entwicklung der sozialistischen Staatengemeinschaft beweist die Überlegenheit des Sozialismus über 
den Kapitalismus. Die Vorzüge des Sozialismus zeige n sich auch darin, wie hier Probleme, die sich 
aus dem raschen Tempo der gesellschaftlichen Entwicklung, aus der Härte der Auseinandersetzung 
mit dem Imperialismus, aus dem Beschreiten neuer, in der Menschheitsgeschichte noch nicht betrete-
ner Wege ergeben, durch das arbeitende Volk und zu seinem Nutzen gelöst werden. 
Der reale Sozialismus ist die größte Errungenschaft  der Arbeiterklasse. Durch seine Existenz, durch 
die Kraft seines Beispiels und durch praktische Solidarität erweist er allen für ihre soziale und nati ona-
le Befreiung kämpfenden Kräften in der Welt Rückhal t und Unterstützung. Seine wachsende Macht 
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engt den Handlungsspielraum des Imperialismus weiter ein und macht die Verhinderung eines neuen 
Weltkrieges erstmals in der Geschichte zu einer real lösbaren Aufgabe. 

Die Hauptkraft des revolutionären Weltprozesses 
Die Sowjetunion ist die Hauptkraft der sozialistischen Staatengemeinschaft und zugleich des revoluti-
onären Weltprozesses insgesamt. Die von der Partei Lenins geführten Arbeiter und Bauern Rußlands 
schufen den ersten sozialistischen Staat der Geschichte. Unter großen Opfern verteidigten sie ihn 
gegen alle inneren und äußeren Feinde. Das Sowjetvo lk spielte die entscheidende Rolle bei der Zer-
schlagung des Hitlerfaschismus. Ihm gebührt das Hau ptverdienst an der Erhaltung des Weltfriedens 
und der Veränderung des internationalen Kräfteverhä ltnisses zugunsten der Kräfte des Friedens, der 
Demokratie und des Sozialismus. Das Sowjetvolk hat erfolgreich den Sozialismus aufgebaut und voll-
zieht den Übergang zum Kommunismus. Die Sowjetunion  ist das ökonomisch, politisch und militärisch 
bei weitem mächtigste sozialistische Land, das daru m für die Entfaltung des revolutionären Weltpro-
zesses ein weit größeres Gewicht hat als jedes ande re Land. Wie in der Vergangenheit, so sind auch 
künftig der Vormarsch des Sozialismus, der Aufschwu ng des Kampfes der Arbeiterklasse und der 
anderen Werktätigen sowie der nationalen Befreiungs bewegung unlöslich mit dem Wirken der Sow-
jetunion als Wegbereiter des Fortschritts der Menschheit verbunden. 

Die Arbeiterbewegung im Kapitalismus 
Im kapitalistischen Teil der Welt haben die revolutionäre Arbeiterbewegung, die Friedensbewegung 
und andere fortschrittliche Kräfte ihre Positionen bedeutend ausgebaut. Der Kampf gegen die Lasten 
der kapitalistischen Krise, für Frieden und Demokra tie entfaltet sich. In den Klassenauseinanderset-
zungen gibt es Siege, aber auch zeitweilige Rücksch läge und Niederlagen, werden alte Erfahrungen 
bestätigt und neue erworben. Hauptkraft dieses Kamp fes ist die Arbeiterklasse. Ihr Gewicht ist größer 
denn je, ihre zahlenmäßige Stärke und ihre Organisi ertheit nehmen zu. Andere werktätige Schichten 
nähern sich in ihrer sozialen Lage der Arbeiterklas se. Die sozialen und politischen Voraussetzungen 
für die Aktionseinheit der Arbeiterklasse und ein b reites antimonopolistisches Bündnis gestalten sich 
günstiger. Die kommunistischen und Arbeiterparteien  in den kapitalistischen Ländern erstarken allen 
Widerständen zum Trotz. 

Die nationale Befreiungsbewegung 
Der nationale Befreiungskampf der Völker Asiens, Af rikas und Lateinamerikas hat eine neue Stufe 
erreicht. Das imperialistische Kolonialsystem ist endgültig zusammengebrochen. Die Völker der eins-
tigen Kolonien und Halbkolonien haben es - gestützt  auf die politische, moralische und materielle Hilfe 
der sozialistischen Länder und die weltweite Bewegu ng der antiimperialistischen Solidarität ein für 
allemal zerschlagen und die staatliche Unabhängigke it erkämpft. Jetzt entfaltet sich ein widerspruchs-
volles und konfliktreiches Ringen um die Vollendung der nationalen Befreiung, um die Überwindung 
des Neokolonialismus, um die Erringung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit vom Imperialismus. In 
vielen jungen Nationalstaaten erstarken die Kräfte,  die einen nichtkapitalistischen Weg beschreiten, 
die Kurs auf den Sozialismus nehmen. 
Die DKP ist Teil der großen Bewegung zur Erneuerung  der Welt. Sie sieht im Voranschreiten der drei 
revolutionären Hauptströme unserer Zeit - des sozia listischen Weltsystems, der revolutionären Arbei-
terbewegung in den kapitalistischen Ländern und der  nationalen Befreiungsbewegung - die prägende 
Kraft unserer Epoche, der Gegenwart und Zukunft der Menschheit. Darum wirkt die DKP für die Festi-
gung der Einheit aller revolutionären Kräfte. Darum  übt sie uneingeschränkte Solidarität mit allen 
Kämpfern für Frieden, Freiheit und gesellschaftlich en Fortschritt. Darum gestaltet sie ihre nationale 
Politik im Einklang mit dem revolutionären Weltproz eß. 

In der Politik der DKP verbindet sich historischer Optimismus mit dem Wissen, daß die weltgeschicht-
liche Auseinandersetzung zwischen Fortschritt und Reaktion ein komplizierter und langwieriger Pro-
zeß ist. Der gesellschaftliche Fortschritt muß im K ampf gegen den Hauptfeind der Menschheit durch-
gesetzt werden - gegen den Imperialismus, dessen ök onomisches Grundmerkmal das Monopol und 
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dessen politische Haupteigenschaften Reaktion nach innen und Aggressivität nach außen sind. 

Monopolisierung - Staatsmonopolistischer Kapitalismus 
In der Welt des Kapitals hat die Monopolisierung kaum vorstellbare Ausmaße erreicht. Sie schreitet in 
immer rascherem Tempo voran. Riesige Konzerne haben sich nicht nur in den einzelnen Staaten, 
sondern zunehmend auch in internationalem Maßstab h erausgebildet. Sie beherrschen Wirtschaft und 
Gesellschaft, die Innen- und Außenpolitik. Sie habe n die Ausbeutung der Werktätigen und ganzer 
Völker auf eine neue Stufe gehoben. 
In allen entwickelten kapitalistischen Ländern hat sich die Macht der Monopole mit der Macht des 
Staates vereinigt. Der heutige Imperialismus ist staatsmonopolistischer Kapitalismus. Er kann ohne 
die umfassende und ständige Einwirkung des Staates auf die Wirtschaft nicht mehr existieren. 
Durch diese Entwicklung erfährt der kapitalistische  Grundwiderspruch - der Widerspruch zwischen der 
gesellschaftlich betriebenen Produktion und der privatkapitalistischen Aneignung ihrer Ergebnisse - 
eine weitere Zuspitzung.  

Verschärfung der allgemeinen Krise des Kapitalismus  
Die allgemeine Krise des Kapitalismus verschärft si ch. Diese umfassende Systemkrise läßt keine Sei-
te der Existenz des Imperialismus unberührt. Sie er faßt die ökonomische Basis, die Klassenbeziehun-
gen, das Herrschaftssystem, die ganze Innen- und Außenpolitik, den ideologischen Überbau. Die Ver-
schärfung der allgemeinen Krise hat tiefe Auswirkun gen auf die zyklischen Wirtschaftskrisen. Sie ver-
binden sich mit Strukturkrisen, mit der Krise der Staatsfinanzen, mit der Krise der Energiepolitik, mit 
der Krise der kapitalistischen Währungs- und Außenh andelsbeziehungen. Sie treten vermehrt in meh-
reren oder allen kapitalistischen Zentren gleichzeitig auf. Massenarbeitslosigkeit  und   Inflation  wer-
den  zu  Dauererscheinungen. Die ökonomische Instab ilität, die politische Labilität sowie der Verfall 
von Kultur und Moral in der Welt des Kapitals werden immer offensichtlicher. 
Die Ursachen der Verschärfung der allgemeinen Krise  des Kapitalismus sind die zunehmenden inne-
ren gesellschaftlichen Widersprüche und die fortsch reitende Veränderung des internationalen Kräfte-
verhältnisses. 

Das internationale Kräfteverhältnis 
Nachdem durch die Große Sozialistische Oktoberrevol ution die Alleinherrschaft des Imperialismus 
über die Welt gebrochen wurde, hat dieser inzwische n auch die Vorherrschaft in der internationalen 
Arena unwiderruflich verloren. Zwar sind zeitweilige Rückschläge für die fortschrittlichen Kräfte auch  in 
Zukunft nicht ausgeschlossen. Aber der Imperialismus ist nicht mehr imstande, den geschichtlichen 
Entwicklungsprozeß rückgängig zu machen. Die Veränd erung des internationalen Kräfteverhältnisses 
zugunsten des Sozialismus schränkt den politischen und ökonomischen Handlungsspielraum des Im-
perialismus ein und verringert seine Möglichkeiten,  den gesellschaftlichen Fortschritt mit Gewalt auf-
zuhalten. 

Der Imperialismus unterliegt einem starken Zwang zur Anpassung an die neue Weltlage. Er wurde zur 
Anerkennung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz von Staaten unterschiedlicher Gesellschafts-
ordnung gezwungen. Das ist ein entscheidendes Merkmal unserer Zeit. Die Politik der Entspannung 
ist vor allem das Ergebnis der wachsenden Macht und der konsequenten Friedenspolitik der Sowjet-
union und der anderen sozialistischen Staaten sowie des Kampfes der weltweiten Friedensbewegung. 
Die friedliche Koexistenz zwischen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung erfordert die Ach-
tung der Unverletzlichkeit der Grenzen der Staaten, die Respektierung ihrer Souveränität, territoriale n 
Integrität und Gleichberechtigung, den Verzicht auf  die Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten 
sowie die Verpflichtung, strittige internationale Fragen allein mit friedlichen Mitteln zu regeln. Sie bein-
haltet die Bereitschaft, wirtschaftliche, wissenschaftlich-technische und kulturelle Beziehungen zwi-
schen den Staaten und Völkern auf der Grundlage des  gegenseitigen Vorteils zu entwickeln. 
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Friedliche Koexistenz 
Die friedliche Koexistenz zwischen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung ist darauf gerich-
tet, den Krieg aus dem Leben der Völker zu verbanne n. Sie setzt dafür verbindliche völkerrechtliche 
Normen. Sie berührt nicht das unveräußerliche Recht  der vom Imperialismus unterdrückten Völker 
und der Arbeiterklasse der kapitalistischen Länder,  für ihre Befreiung zu kämpfen. Sie erleichtert die -
sen Kampf. Sie schwächt die reaktionärsten Kräfte d es Imperialismus. Sie schafft günstigere äußere 
Bedingungen für den Sozialismus, im friedlichen Wet tbewerb der Gesellschaftssysteme seine Überle-
genheit über den Kapitalismus immer überzeugender z u beweisen. Friedliche Koexistenz zwischen 
Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung ist eine Form des internationalen Klassenkampfes auf 
wirtschaftlicher, politischer und ideologischer Ebene. 

Das Wesen des Imperialismus 
Der Zwang zur Anpassung an das sich wandelnde internationale Kräfteverhältnis verändert nicht das 
Wesen des Imperialismus. Sein ausbeuterischer, fortschrittsfeindlicher und aggressiver Charakter 
bleibt erhalten. Der Imperialismus verfügt nach wie  vor über ein großes wirtschaftliches, politisches 
und militärisches Potential, über bedeutende Möglic hkeiten der Massenbeeinflussung, Meinungsma-
nipulation und psychologischen Kriegführung. Er ble ibt ein gefährlicher Gegner. Bestrebt, einen Aus-
weg aus seiner Krise zu finden, trachtet er im Innern seines Machtbereichs danach, soziale Errungen-
schaften und demokratische Rechte einzuschränken. D araus ergibt sich ständig die Gefahr der An-
wendung autoritärer oder offen diktatorischer Herrs chaftsformen - bis hin zum Faschismus. In der in-
ternationalen Arena vermehrt der Imperialismus seine Anstrengungen, verloren gegangene Positionen 
zurückzuerobern, den Fortgang des Entspannungsproze sses zu stören und das Wettrüsten anzuhei-
zen. Das steigert die Kriegsgefahr. Ungeachtet zunehmender Auseinandersetzungen untereinander 
versuchen die imperialistischen Staaten, ihre gegen den Sozialismus und alle anderen fortschrittlichen 
Kräfte gerichtete Tätigkeit zu verstärken und zu ko ordinieren. 
Konzentrierter Ausdruck imperialistischer Ideologie und Politik ist der Antikommunismus, vor allem in 
Gestalt des Antisowjetismus. Angesichts der Tatsache, daß sich der reale Sozialismus erfolgreich 
entwickelt, erhält die Hetze gegen die sozialistisc hen Staaten in der Politik des Imperialismus zuneh-
mendes Gewicht. Der Antikommunismus wird generalstabsmäßig produziert und verbreitet. Er exis-
tiert in vielfältiger Gestalt und ist die ideologis che Hauptwaffe gegen alle fortschrittlichen Kräfte in der 
Welt. Die offensive Zurückweisung des Antikommunism us und Antisowjetismus ist eine der wichtigs-
ten Aufgaben im Kampf gegen den Imperialismus. 
Die Deutsche Kommunistische Partei ist ein konsequenter Gegner des Imperialismus. Sie wirkt dafür, 
daß das arbeitende Volk unseres Landes durch den Ka mpf gegen den BRD-Imperialismus und die 
Entfaltung internationaler Solidarität einen würdig en Beitrag zur Befreiung der Völker von imperialist i-
scher Ausbeutung und Unterdrückung leistet. Das ent spricht zugleich den nationalen Interessen der 
Bundesrepublik. 

II. Der deutsche Imperialismus 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Krise des kapitalistischen Ge-
sellschaftssystems 
Die Bundesrepublik Deutschland - das Land, in dem die Deutsche Kommunistische Partei lebt und 
kämpft ist voller Widersprüche und Gegensätze. Das Volk, mit seinem Fleiß, seinen großen Fähigkei-
ten und Talenten, will schöpferischer Arbeit nachge hen. Aber das Menschenrecht auf Arbeit ist nicht 
gewährleistet. Die Werktätigen schufen durch ihre A rbeit ein bedeutendes Wirtschaftspotential und 
damit die materiellen Voraussetzungen für soziale S icherheit und wachsenden Wohlstand. Aber der 
Lebensstandard breiter Bevölkerungsschichten ist ge fährdet, und die soziale Unsicherheit nimmt zu. 
Um an den Entscheidungen über die soziale und polit ische Entwicklung teilhaben, um ihre Interessen 
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wirkungsvoll vertreten zu können, brauchen die arbe itenden Menschen mehr demokratische Rechte, 
wirkliche Mitbestimmung. Aber die herrschenden Kreise der Bundesrepublik versuchen, die demokra-
tischen Rechte weiter einzuschränken. Es gibt keine  militärische Bedrohung durch die Sowjetunion 
und die anderen sozialistischen Staaten; friedliche und gute Beziehungen mit allen Völkern sind mög-
lich. Dennoch läuft die Rüstung auf Hochtouren und wird mit der alten Lüge von der �Bedrohung aus 
dem Osten" begründet. Die Gefahr, daß unser Land zu m Ausgangspunkt und Schlachtfeld eines ato-
maren Weltkrieges wird, ist nicht endgültig gebannt . 

Die ökonomische Macht des Monopolkapitals 
Diese sozialen und politischen Widersprüche wurzeln  in den herrschenden Eigentums- und Machtver-
hältnissen. Es sind kapitalistische Verhältnisse, V erhältnisse der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, die durch das Prinzip der Erzielung von Höchstprofit bestimmt werden. Es sind Ver-
hältnisse, in denen eine verschwindend kleine Grupp e von Großkapitalisten über das ganze werktäti-
ge Volk herrscht. 
Die gesellschaftlichen Verhältnisse in der Bundesre publik sind geprägt durch eine rasch voranschrei-
tende Konzentration und Zentralisation von Produktion und Kapital in den Händen weniger Monopole. 
Das Großkapital beherrscht die Industrie. Es verfüg t über das Bank- und Versicherungswesen. Viele 
Monopole haben längst den nationalen Rahmen durchbr ochen und internationale Dimensionen ange-
nommen. Das Eigentum und die Verfügungsgewalt über die entscheidenden Produktionsmittel, ihre 
produktions- und marktbeherrschende Stellung verleihen ihnen Macht über Millionen Menschen. Die 
Monopole beuten die Arbeiter, Angestellten und die Intelligenz aus, sie mißbrauchen ihre Schöpfer-
kraft. In ständig steigendem Ausmaß unterwerfen sie  sich Landwirtschaft, Handel und Gewerbe, ent-
eignen sie Bauern, Handwerker, Einzelhändler, klein e und mittlere Unternehmer. Sie haben sich die 
ganze Gesellschaft tributpflichtig gemacht. 

Die politische Macht des Monopolkapitals 
Das Grundgesetz verkündet: alle Staatsgewalt geht v om Volke aus. In ihm ist das allgemeine und 
gleiche Wahlrecht verankert. In Wirklichkeit hat die überwiegende Mehrheit unseres Volkes jedoch 
keinen maßgeblichen Einfluß auf Wirtschaft und Poli tik. Die Großkapitalisten machen nur einen winzi-
gen Bruchteil der Bevölkerung aus. Aber ihre ökonom ische Macht gibt ihnen die politische Macht über 
die werktätigen Menschen. 
Die Einflußnahme der großen Monopole auf die staatl iche Politik wird immer stärker und direkter. Alle 
wesentlichen politischen Entscheidungen und Gesetze werden von den Vertretern der Unternehmer-
verbände mit den Spitzen der Ministerialbürokratie,  der Regierungen und Parlamentsfraktionen im 
Vorfeld des Parlaments ausgehandelt. Das Großkapita l kauft und korrumpiert Politiker, entsendet sei-
ne Vertreter in Regierungsämter, finanziert Parteie n. Die das kapitalistische System verteidigenden 
Parteien bilden eine wichtige Stütze des staatsmono polistischen Herrschaftsmechanismus. Der Staat 
mit seinen Organen -Verwaltungsbürokratie, Justiz, Polizei, Armee, "Verfassungsschutz" und andere 
Geheimdienste - wirkt für die Durchsetzung großkapi talistischer Interessen. Das Großkapital verfügt 
über mächtige Pressekonzerne. Durch umfassende dire kte und indirekte Einflußnahme lenkt es die 
Massenmedien. Mit Hilfe der von seinen Ideologen erzeugten Leitbilder steuert es die öffentliche Mei-
nung. Es drückt dem Bildungswesen und der Kultur se inen Stempel auf. 
Das System des staatsmonopolistischen Kapitalismus hat sich voll herausgebildet. Der Prozeß der 
Vereinigung der Macht der Monopole mit der Macht des Staates ist zu einem entscheidenden We-
sensmerkmal des gesamten Herrschaftssystems geworden. Der Staat greift im Sinne der Monopole, 
zur Sicherung günstiger Verwertungsbedingungen ihre s Kapitals immer umfassender in den Wirt-
schaftsprozeß ein: durch die Unterordnung der bunde s- und landeseigenen Unternehmen unter die 
großkapitalistischen Profitinteressen, mit Subventi onen, Exportprämien, Investitionshilfen und Steuer-
begünstigungen, mit der Finanzierung von Forschung und Entwicklung sowie der Infrastruktur, mit 
Rüstungsaufträgen, durch seine gesamte Wirtschafts- , Sozial- und Finanzpolitik. Hinzu kommen direk-
te Eingriffe in die lohn- und tarifpolitischen Auseinandersetzungen zugunsten des Großkapitals. 
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Die Widersprüche zwischen den verschiedenen Monopol gruppen sowie zwischen diesen und den 
staatlichen Organen werden damit allerdings nicht aufgehoben. Um die Gesamtinteressen des Groß-
kapitals zu wahren, muß der Staat zum Teil gegen di e Sonderinteressen einzelner Monopole handeln. 
Aus diesen Widersprüchen ergeben sich Möglichkeiten  für die Arbeiterklasse, durch aktives Handeln 
staatliche Entscheidungen zu beeinflussen. 
Der Ausbau der ökonomischen Funktionen des Staates ist auch in der Bundesrepublik zu einer Exis-
tenzbedingung für den Kapitalismus geworden. Diese Entwicklung zeigt deutlich, wie sehr die gesell-
schaftlich betriebene Produktion nach gesellschaftlichem Eigentum an den Produktionsmitteln, nach 
gesamtgesellschaftlicher Leitung und Planung drängt , wie sehr sich die kapitalistische Ordnung histo-
risch überlebt hat. 

Angesichts der staatsmonopolistischen Eigentums und Machtverhältnisse in der Bundesrepublik ist 
ganz offensichtlich: Die Arbeiterklasse und die anderen Werktätigen können nur in dem Maße ihre 
Rechte behaupten und ihre Lage verbessern, wie die Macht und die Privilegien des Monopolkapitals 
beschnitten werden, wie sein Einfluß zurückgedrängt  und schließlich überwunden wird. 

Der Kampf gegen die Monopolmacht ist eine demokratische Notwendigkeit. Er entspricht den Interes-
sen der überwältigenden Mehrheit des Volkes. Er ist  eine Aufgabe von großem nationalen und 
zugleich internationalen Gewicht. Denn das Monopolkapital, dessen Macht nach 1945 gegen den Wi-
derstand der antifaschistischen und demokratischen Kräfte in der Bundesrepublik wiedererrichtet wur-
de - das ist jenes deutsche Monopolkapital, mit dem die ganze Menschheit leidvolle Erfahrungen ge-
macht hat. 

Der deutsche Imperialismus in der Geschichte 
Der deutsche Imperialismus entfesselte - bei der Aufteilung der Welt unter die kapitalistischen Mächte  
historisch zu spät gekommen - in diesem Jahrhundert  zwei verheerende Weltkriege. Er bedrohte da-
mit die Existenz anderer Völker wie des deutschen V olkes selbst. Seine Raubzüge endeten in Nieder-
lagen. Doch sein reaktionäres und aggressives Wesen  blieb. 

Der deutsche Imperialismus brachte den Hitlerfaschismus hervor, die offen terroristische Diktatur der 
reaktionärsten und aggressivsten Kreise des Monopok apitals. Der Faschismus verursachte ungeheu-
res Leid. Er schändete den deutschen Namen in der W elt. Nur seine Vernichtung durch die Sowjet-
union und die anderen Partner der Antihitlerkoalition sowie der Widerstandskampf der vom Faschis-
mus unterjochten Völker rettete die Menschheit vor dem Rückfall in die Barbarei. 
Der deutsche Imperialismus setzte nach 1945 seine aggressive und antinationale Politik fort. Er war 
nicht gewillt, seine Niederlage im zweiten Weltkrieg hinzunehmen und sich mit der Existenz eines so-
zialistischen deutschen Staates abzufinden. Ständig  nach Revanche und Rückeroberung der verlore-
nen Gebiete strebend, gehörte er zu den Haupteinpei tschern des kalten Krieges. Offen bedrohte er 
durch die Nichtanerkennung der europäischen Grenzen  erneut den Frieden in Europa. Erst die großen 
Veränderungen im internationalen Kräfteverhältnis z ugunsten des Sozialismus und die Gefahr wach-
sender internationaler Isolierung veranlaßten Vertr eter der herrschenden Kreise, realistischere Positi-
onen zu beziehen. 

Der deutsche Imperialismus war aufgrund der Ergebnisse des zweiten Weltkrieges außerstande, die 
Arbeiterklasse der heutigen DDR an der antifaschistisch-demokratischen Umwälzung zu hindern. Aber 
in der heutigen Bundesrepublik gelang es ihm, seine Macht wiederherzustellen. Die gesellschaftlichen 
Wurzeln, aus denen der Faschismus hervorging, wurden nicht beseitigt. Das war möglich aufgrund 
eines antikommunistischen Klassenbündnisses des deu tschen Monopolkapitals mit den westlichen 
Besatzungsmächten, der antinationalen Politik Adena uers und anderer großbürgerlicher Politiker. Das 
war möglich aufgrund der Spaltungspolitik der recht en sozialdemokratischen Führung, die die sich 
entwickelnde Aktionseinheit sprengte und die antifaschistische Volkseinheit verhinderte. Der wieder-
erstandene deutsche Imperialismus bot sich dem USA-Imperialismus als Stoßkeil gegen den Sozia-
lismus in Europa an. Im Zeichen des Antikommunismus und gegen den erklärten Volkswillen spaltete 
er Deutschland. 
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Die Entstehung zweier deutscher Staaten 
Der Prozeß der Auseinandersetzung zwischen Reaktion  und Fortschritt führte zur Entwicklung zweier 
selbständiger, voneinander unabhängiger und allgeme in völkerrechtlich anerkannter deutscher Staa-
ten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung. Im Gefolge der Restauration der Macht des Monopolkapi-
tals entstand die Bundesrepublik Deutschland. Im Ergebnis der antifaschistisch-demokratischen und 
der sozialistischen Revolution entstand und entwickelte sich die Deutsche Demokratische Republik, 
der erste Arbeiter- und Bauernstaat der deutschen Geschichte. 
Die DKP berücksichtigt in ihrer Politik stets die E rfahrungen der Geschichte, die Lehren des Kampfes 
gegen den deutschen Imperialismus: In Gestalt der Großkonzerne und ihres Machtapparates steht 
dem arbeitenden Volk ein starker, gefährlicher und raffinierter Feind gegenüber. Die Arbeiterklasse 
und die anderen Werktätigen stellen jedoch eine gew altige Kraft dar. Sie sind fähig, der imperialisti-
schen Reaktion Herr zu werden, wenn sie einheitlich handeln. 
Der Imperialismus der Bundesrepublik verfügt über e in bedeutendes Wirtschafts- und Machtpotential. 
Sein Wiedererstarken erfolgte jedoch auf der Grundlage eines wesentlich eingeengten Herrschafts- 
und Einflußbereichs, unter den Bedingungen der wach senden Macht des Weltsozialismus, des Ent-
stehens und der erfolgreichen Entwicklung eines sozialistischen deutschen Staates. Der BRD-
Imperialismus ist inzwischen voll vom  Prozeß der V erschärfung der allgemeinen Krise des Kapitalis-
mus erfaßt. Seine äußeren wie seine inneren Existen zbedingungen werden zunehmend komplizierter. 
Im Übergang zu den siebziger Jahren war aufgrund de s veränderten Kräfteverhältnisses auch der 
BRD-Imperialismus gezwungen, sich der neuen Lage anzupassen. Realistischer denkende Kräfte 
unter den herrschenden Kreisen kamen zu der Einsicht, daß die auf Revision der Ergebnisse des 
zweiten Weltkrieges, auf das ,,Zurückrollen" des So zialismus gerichtete Nachkriegsstrategie des deut-
schen Imperialismus gescheitert war. Sie fanden sich zur Anerkennung der Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung bereit. In den Verträgen mit der 
UdSSR und der DDR. 

Das Scheitern des Revanchismus 
der Volksrepublik Polen und der CSSR sowie in der Schlußakte der Konferenz von Helsinki über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa erkannte die Bundesrepublik in völkerrechtlich verbindlicher 
Form die bestehenden europäischen Grenzen an. Sie l eistete damit einen konstruktiven Beitrag zur 
Festigung des Weltfriedens. Das war ein wichtiger Erfolg der friedliebenden Kräfte unseres Landes. 
Auch jene Vertreter des Imperialismus der Bundesrepublik, die sich zur Anerkennung der Prinzipien 
der friedlichen Koexistenz von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung bereitfinden mußten, 
haben allerdings ihre  antisozialistische Zielsetzung nicht aufgegeben. Auch zu ihrer Politik gehören 
ideologische Diversion gegen die sozialistischen Lä nder und das Anheizen der Rüstung. Das nutzt 
objektiv den aggressivsten Kreisen des Imperialismus, die nach wie vor an der Politik der Stärke und 
des Revanchismus festhalten. 

Das Expansionsstreben des BRD-Imperialismus 
Die Bundesrepublik ist zu einem der ökonomisch und politisch wichtigsten Staaten im kapitalistischen 
Weltsystem geworden. Als stärkste westeuropäische M ilitärmacht und als Hauptverbündeter der USA 
in Europa hat sie Schlüsselpositionen in der NATO, übt sie bedeutenden Einfluß auf die Strategie die-
ses aggressiven Militärpaktes aus. Der BRD-Imperial ismus setzt sein ökonomisches und militärisches 
Potential zur Erringung der Vorherrschaft in Westeuropa ein. Er versucht, die Bundesrepublik als ein 
"Modell" für die innere Entwicklung auch der andere n westeuropäischen Länder darzustellen und sich 
die Rolle eines Gendarmen gegen deren fortschrittliche Kräfte anzumaßen. 
Das Streben des Monopolkapitals der Bundesrepublik, seine Macht auszudehnen und die Vorherr-
schaft in Westeuropa zu erringen, stößt jedoch bei den Völkern auf heftigen Widerstand. Es gerät zu-
dem in Konflikt mit den Profit- und Machtinteressen der imperialistischen Konkurrenten. Vor allem auf-
grund der Verschärfung und zunehmenden Internationa lisierung der kapitalistischen Krise gewinnen 
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die Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen imperialistischen Staaten und multinationalen 
Konzernen - trotz der Integration im Rahmen solcher ganze Staatengruppen umfassender Organisati-
onen wie der "Europäischen Gemeinschaft" - an Schär fe. So sieht sich der BRD-Imperialismus inner-
halb des kapitalistischen Teils der Erde einer schwieriger werdenden außenpolitischen und außen-
wirtschaftlichen Situation gegenüber. 
Der Imperialismus der Bundesrepublik ist zu einem der großen Ausbeuter der Entwicklungsländer 
geworden. Die Konzerne haben ihre Kapitaleinlagen, die Rohstoffgewinnung und ihre Marktanteile in 
den Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas ausg edehnt. Monopole und Staat betätigen sich als 
Organisatoren des Neokolonialismus. Sie paktieren mit faschistischen und rassistischen Regimes. Sie 
versuchen, fortschrittliche Entwicklungen zu verhindern. Die herrschende Klasse der Bundesrepublik 
gerät so in einen zunehmenden Gegensatz zu den Inte ressen der jungen Nationalstaaten, zu ihren 
gerechten Forderungen nach Beseitigung der neokolonialistischen Ausbeutungspraktiken, nach 
gleichberechtigten Austauschbeziehungen, nach Respektierung ihrer Souveränität und ihres unveräu-
ßerlichen Rechts auf selbständige Verfügungsgewalt über ihre nationalen Reichtümer. 
Die wachsende Macht und Ausstrahlungskraft des realen Sozialismus, die unter dem Einfluß der in-
ternationalen kapitalistischen Krise zunehmenden innerimperialistischen Gegensätze sowie die pro-
gressiven Entwicklungstendenzen in vielen jungen Nationalstaaten - das sind entscheidende äußere 
Faktoren, denen der BRD-Imperialismus sich heute gegenübersieht. Sie wirken immer stärker auch 
auf die inneren Entwicklungen in seinem Herrschaftsbereich ein. 

Krisenhaftigkeit des Kapitalismus in der Bundesrepublik 
Die inneren Existenzbedingungen des BRD-Imperialismus werden in zunehmendem Maße durch tief-
greifende kapitalistische Krisenerscheinungen beeinflußt. In der Bundesrepublik haben jene besonde-
ren Faktoren aufgehört zu wirken, die die langanhal tende, viele Gebrechen der kapitalistischen Ord-
nung überdeckende Nachkriegskonjunktur ermöglicht u nd in breiten Bevölkerungskreisen tiefe Illusio-
nen über die bestehenden gesellschaftlichen Verhält nisse erweckt haben. Seither schaffen sich die 
objektiv wirkenden ökonomischen Gesetze des Kapital ismus mit doppelter Wucht Bahn. Stark 
schwankende und in der Tendenz sinkende wirtschaftliche Zuwachsraten, anhaltende Arbeitslosigkeit 
und Geldentwertung werden zu ständigen Merkmalen de s staatsmonopolistischen Systems. 
Für den BRD-Imperialismus ist die Wirtschaftskrise in der Mitte der siebziger Jahre zu einem tiefen 
Einschnitt geworden. Es verringern sich die Möglich keiten der herrschenden Klasse der Bundesrepu-
blik, die dem kapitalistischen System seit jeher eigenen Krisen in der Wirkung zu begrenzen und die 
arbeitenden Menschen durch materielle Zugeständniss e und Propaganda über die angebliche öko-
nomische Stabilität und Vorteilhaftigkeit der kapit alistischen Ordnung an der Einsicht in die eigene 
gesellschaftliche Situation zu hindern. 
Das Leben selbst widerlegt die Legende vom krisenfreien Kapitalismus. Dieses System vermag keine 
stabile Wirtschaftsentwicklung, keine ausgewogenen ökonomischen Strukturen, weder Preisstabilität 
noch Vollbeschäftigung zu gewährleisten. Es ist daz u unfähig, weil durch das kapitalistische Privatei-
gentum an den Produktionsmitteln eine gesellschaftlich sinnvolle Wirtschaftsplanung verhindert wird. 
Es ist dazu unfähig, weil das kapitalistische Profi tstreben eine ständig wachsende Kluft zwischen im-
mer größeren und kostengünstiger produzierten Waren mengen einerseits und der realen Kaufkraft der 
Bevölkerung andererseits schafft. Es ist dazu unfäh ig, weil in ihm die Erzielung von Höchstprofit und 
nicht das Wohl des Menschen oberstes Prinzip ist. 
In der Bundesrepublik sind die materiellen Vorausetzungen für eine Befriedigung der individuellen wie 
der gemeinschaftlichen Bedürfnisse der Bevölkerung gegeben. Aber die kapitalistische Produktions-
weise setzt der Nutzung und Mehrung des gesellschaftlichen Reichtums zum Wohle des Volkes enge 
Grenzen. 

Gegensätze und Konflikte in der Bundesrepublik 
In der Bundesrepublik klafft ein unversöhnlicher Ge gensatz zwischen einer winzig kleinen Gruppe von 
Großkapitalisten auf der einen und der überwältigen den Volksmehrheit auf der anderen Seite. Das 
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arbeitende Volk braucht eine stabile ökonomische En twicklung und soziale Sicherheit. Das Großkapi-
tal aber ist auf die Erzielung von Maximalprofit durch verschärfte Ausbeutung aus. Das kapitalistische  
Profitstreben erzeugt wirtschaftliche Anarchie und verhindert ein kontinuierliches Wirtschaftswachs-
tum. Die gesellschaftliche Produktion erfordert eine gesellschaftliche Leitung und Planung, aber das 
monopolistische Eigentum steht dieser objektiven Notwendigkeit im Wege. 
Der Gegensatz zwischen dem arbeitenden Volk und dem Großkapital - das ist der grundlegende sozi-
ale Widerspruch der kapitalistischen Gesellschaft in der Bundesrepublik, der sich zuspitzt, der weitere 
tiefe Widersprüche und Konflikte hervorruft. 

Arbeitslosigkeit  
Unter den Bedingungen der Verschärfung der allgemei nen Krise nimmt die Arbeitslosigkeit, eine der 
schlimmsten Geißeln des Kapitalismus, neue Dimensio nen an. 
Früher war sie vor allem für den Tiefpunkt des kapi talistischen Wirtschaftszyklus typisch; in der Bun-
desrepublik schien sie sogar schon überhaupt überwu nden. Jetzt nimmt die Arbeitslosigkeit aufgrund 
der intensiven Rationalisierung, des Mißbrauchs des  wissenschaftlich-technischen Fortschritts für die 
Erzielung von Höchstprofiten, der tiefen Strukturkr isen und der sich in der Tendenz verringernden ö-
konomischen Wachstumsraten bedeutend zu und hält au ch in Perioden wirtschaftlicher Belebung an. 
Sie wird zu einem chronischen Übel, das die ganze w erktätige Bevölkerung trifft. Unter ihr leiden nich t 
nur die Arbeitslosen, sie lastet auch auf den in einem Arbeitsverhältnis stehenden Werktätigen. Be-
sonders betroffen sind die junge Generation, die Frauen und die Behinderten sowie die ausländischen 
Arbeiter. In wachsendem Ausmaß erfaßt die Arbeitslo sigkeit neben den Industriearbeitern Angestellte 
sowie Absolventen von Hochschulen. 
Der Gegensatz zwischen dem Anspruch des Volkes auf Arbeit, auf schöpferische Entfaltung seiner 
Fähigkeiten einerseits und der Verweigerung des ele mentaren Menschenrechts auf Arbeit durch das 
Monopolkapital andererseits - das ist einer der großen Konflikte in der kapitalistischen Gesellschaft 
der Bundesrepublik. 

Gefährdung des Lebensstandards 
Die Arbeiterklasse hat gestützt auf ihre Gewerkscha ften - im ersten Vierteljahrhundert der Existenz 
der Bundesrepublik den Unternehmern und dem Staat viele soziale Errungenschaften abgetrotzt. An-
gesichts verhältnismäßig hoher wirtschaftlicher Wac hstumsraten und der Existenz eines sozialisti-
schen deutschen Staates fand sich die herrschende Klasse zu relativ weitgehenden Zugeständnissen 
bereit, um eine Zuspitzung der sozialen Widersprüch e und Konflikte zu verhindern. So wurde in der 
Bundesrepublik ein beachtlicher materieller Lebensstandard erreicht. 
Unter den Bedingungen der Verschärfung der Krise, a ngesichts eines sich verringernden ökonomi-
schen Handlungsspielraums, drängt jedoch das Monopo lkapital mehr denn je nach einer Umverteilung 
des Volkseinkommens, um sich Höchstprofite und güns tige Positionen im Konkurrenzkampf mit sei-
nen ausländischen Rivalen zu sichern. Die Strategie , mit der die herrschende Klasse einen Ausweg 
aus der Krise sucht, besteht vor allem darin, notwendige Lohnerhöhungen zu verhindern, Arbeitsplät-
ze wegzurationalisieren, die Arbeitshetze zu verschärfen, die Staatsausgaben für soziale und kulturel-
le Zwecke sowie für das Gesundheitswesen einzuschrä nken und die steuerliche Belastung der Werk-
tätigen zu erhöhen. Diese Strategie läuft nicht nur  auf die Verweigerung notwendiger Verbesserungen 
hinaus; sie zielt auf den Abbau des erreichten Lebensstandards. 
Der Gegensatz zwischen dem Anspruch der arbeitenden Menschen auf soziale Sicherheit einerseits 
und dem Angriff des Monopolkapitals auf ihre sozialen Rechte andererseits - das ist einer der großen 
Konflikte in der kapitalistischen Gesellschaft der Bundesrepublik. 

Perspektivlosigkeit der Jugend 
Besonders hart werden die jungen Menschen von der Krise betroffen. Die Jugendarbeitslosigkeit 
nimmt erschreckende Ausmaße an. Die Misere des Bild ungswesens nimmt zu. Ein wachsender Teil 
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der Arbeiterjugend erhält keine oder eine unzureich ende Berufsausbildung. Viele Abiturienten finden 
keinen Studienplatz, Hochschulabsolventen keine Arbeit. Die Möglichkeiten für eine sinnvolle Freizeit-
gestaltung sind äußerst beschränkt. Der Kapitalismu s kann der jungen Generation keine gesicherte 
Zukunft bieten. Schuld daran ist die Unterordnung des gesamten gesellschaftlichen Lebens unter das 
Macht- und Profitstreben des Monopolkapitals. 
Der Gegensatz zwischen dem Anspruch der jungen Generation auf Bildung und Arbeit, auf eine siche-
re Zukunft und ein sinnerfülltes Leben einerseits u nd der Verweigerung dieser elementaren Grund-
rechte der Jugend durch das Monopolkapital andererseits - das ist einer der großen Konflikte in der 
kapitalistischen Gesellschaft der Bundesrepublik. 

Diskriminierung der Frau 
Die Gleichberechtigung der Frau ist im Grundgesetz proklamiert. Aber die Frauen und Mädchen sind 
in Gesellschaft, Beruf und Familie, in allen Lebensbereichen diskriminiert. Die werktätigen Frauen sin d 
doppelter Ausbeutung durch das Großkapital unterwor fen: als Werktätige und als Frauen. Die Forde-
rung ,,Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit" ist nicht erfüllt. Die Arbeitsplätze der Frauen sind be son-
ders unsicher. In ihren Bildungs-, Qualifikations- und Aufstiegsmöglichkeiten sowie in der Rentenver-
sorgung sind sie benachteiligt. 
Der Gegensatz zwischen dem Recht der Frau auf Gleichberechtigung in Gesellschaft, Beruf und Fa-
milie und ihrer Diskriminierung durch das Großkapit al -das ist einer der großen Konflikte in der kapit a-
listischen Gesellschaft der Bundesrepublik. 

Mißbrauch des technischen Fortschritts 
Gerade in der hochentwickelten Bundesrepublik bieten die großen Errungenschaften von Wissen-
schaft und Technik wachsende Möglichkeiten, das Leb en der Menschen zu erleichtern und zu berei-
chern. Die Möglichkeiten der Beherrschung und Nutzu ng der Natur durch den Menschen sind größer 
als je zuvor. Die Produktivität der menschlichen Ar beit erhöht sich ständig. Aber das Profitstreben de s 
herrschenden Monopolkapitals steht der Nutzung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts im 
Interesse des arbeitenden Volkes entgegen. Es verwandelt den technischen Fortschritt mehr und 
mehr in einen Fluch: 

Arbeitsplätze werden wegrationalisiert, berufliche Qualifikationen entwertet; die natürliche Umwelt - 
die Luft, das Wasser, die Landschaft, die Tier- und Pflanzenwelt wird zunehmend vergiftet und zer-
stört. Vor allem werden Wissenschaft und Technik in  den Dienst einer ständig wachsenden Rüstung 
gestellt und damit zur Bedrohung der Existenz der Menschen mißbraucht. 
Der Gegensatz zwischen dem Anspruch des Volkes auf Nutzung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts, zur Verbesserung seiner Lebenslage und zum Schutz seines natürlichen Lebensraums 
einerseits und dem Mißbrauch von Wissenschaft und T echnik zur Vernichtung von Arbeitsplätzen, zur 
Entwicklung neuer Waffensysteme und zur Zerstörung der Umwelt durch das Monopolkapital anderer-
seits - das ist einer der großen Konflikte in der k apitalistischen Gesellschaft der Bundesrepublik. 

Abbau demokratischer Rechte 
Unter den Bedingungen der sich verschärfenden ökono mischen Krise verstärkt sich die politische In-
stabilität. Immer wieder ist die Funktionsfähigkeit  von Regierungen in Frage gestellt. Es entstehen 
neue Konflikte innerhalb jener Parteien, deren Führ ungen das kapitalistische System verteidigen. Re-
gierungsprogramme und Herrschaftskonzeptionen verschleißen schneller. Die Instrumente der 
staatsmonopolistischen Wirtschaftspolitik versagen zunehmend. 

Die herrschenden Kreise sind bemüht, die Unruhe übe r die anwachsenden sozialen und politischen 
Widersprüche zu dämpfen, die Entwicklung demokratis cher Aktivitäten zu verhindern, Forderungen 
nach grundlegenden Veränderungen der gesellschaftli chen Verhältnisse abzuwürgen. Durch die Not-
standsgesetze und andere Verfassungsänderungen wurd e die demokratische Substanz des Grund-
gesetzes ausgehöhlt. Durch immer neue Gesetze wird dieser gefährliche Prozeß weiter vorangetrie-
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ben. Die Kluft zwischen Verfassung und Wirklichkeit vertieft sich. Das Wahlsystem begünstigt die das 
kapitalistische System tragenden Parteien. Die Parlamente verlieren an Einfluß. Berufsverbote gegen 
Kommunisten und andere Demokraten werden angewandt. Zunehmend wird das Mittel der Massen-
aussperrung gegen die Arbeiterklasse und ihre Gewerkschaften eingesetzt. Die Verletzung demokra-
tischer Rechte und Freiheiten durch die Herrschenden, durch die Staatsorgane, durch Justiz, Polizei 
und Geheimdienste wird zur gängigen politischen Pra xis. Der innerstaatliche Gewaltapparat wird auf-
gebläht und perfektioniert. Terroristische Aktionen  von Abenteurern und Provokateuren, die die mar-
xistische Arbeiterbewegung stets verurteilt und entschieden bekämpft hat, dienen der Reaktion dabei 
als willkommene Vorwände. Systematisch wird die Bun deswehr als potentielles Aggressions- und 
innenpolitisches Unterdrückungsinstrument ausgebaut . Die Soldaten werden im Geist des Militarismus 
und Antikommunismus erzogen. 

Es wird nicht nur Front gemacht gegen die Forderungen der arbeitenden Menschen und ihrer Organi-
sationen nach sozialen und demokratischen Reformen. Darüber hinaus hat ein Generalangriff einge-
setzt gegen Grundprinzipien der Verfassung, gegen traditionelle Arbeiterrechte und Bürgerfreiheiten, 
die das werktätige Volk nach der Befreiung vom Fasc hismus erringen konnte. 
Diese Entwicklung begünstigt den Neonazismus und an dere Kräfte der äußersten Reaktion. Sie ver-
stärkt die Gefahr von poiizeistaatlichen und autori tären Formen der Monopolherrschaft. 
Der Gegensatz zwischen dem Anspruch des Volkes auf Demokratie einerseits und dem Angriff der 
Reaktion auf die demokratischen Rechte andererseits - das ist einer der großen Konflikte in der kapi-
talistischen Gesellschaft der Bundesrepublik. 

Meinungsmanipulation 
Unter den Bedingungen der Verschärfung der Krise ge winnen reaktionäre Entwicklungstendenzen im 
geistigen und kulturellen Leben zunehmend an Einfluß. Die ökonomische und politische Wirklichkeit 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus bringt die Wertvorstellungen und Glaubenssätze bürgerli-
cher Gesellschaftstheorien ins Wanken. Der Niedergangsprozeß der bürgerlichen Kultur und Moral 
beschleunigt sich. 
 Um die Menschen zu desorientieren, um den grundlegenden Gegensatz zwischen ihren Interessen 
und denen des Großkapitals zu verschleiern, um ihne n die Ausübung autoritärer Herrschaftsformen 
schmackhaft zu machen, verstärkt das Großkapital di e Meinungsmanipulation. Demokratische Kräfte 
in Funk und Fernsehen, in Zeitungen und Verlagen werden in ihren Wirkungsmöglichkeiten immer 
mehr eingeengt. Die Massenmedien verbreiten in wachsendem Ausmaß Antikommunismus, Nationa-
lismus und anderes reaktionäres Gedankengut, propag ieren ein inhumanes Menschenbild, rechtferti-
gen und verherrlichen historisch überlebte Gesellsc haftsverhältnisse, verfälschen die Geschichte. 
Der Gegensatz zwischen den fortschrittlichen Anschauungen und humanistischen Anliegen in unse-
rem Volk, zwischen seinem Anspruch auf wahrheitsgemäße Information einerseits und der reaktionä-
ren Ideologie und Meinungsmanipulation der herrschenden Klasse andererseits - das ist einer der 
großen Konflikte der kapitalistischen Gesellschaft in der Bundesrepublik. 

Verstärkung der Hochrüstung 
Unter den Bedingungen der Verschärfung der Krise si nd einflußreiche reaktionäre Kreise zunehmend 
bemüht, innere Widersprüche und Konflikte nach auße n zu lenken. Sie versprechen sich von einer 
Atmosphäre außenpolitischer Spannungen günstige Bed ingungen für die Festigung der Ausbeutungs-
verhältnisse im Innern. Sie haben die Illusion nich t aufgegeben, die für den Imperialismus nachteilige n 
Veränderungen des internationalen Kräfteverhältniss es und die Ergebnisse des zweiten Weltkrieges 
durch eine Politik der Stärke rückgängig machen zu können. Sie suchen erneut die Konfrontation mit 
den sozialistischen Staaten und stellen die internationale Entspannung in Frage. Sie wollen verhin-
dern, daß von der Bundesrepublik konstruktive Beitr äge zur Fortführung der Entspannungspolitik und 
zur Abrüstung geleistet werden. Sie verstärken die Hochrüstung der Bundeswehr und erzielen da-
durch riesige Profite. Militaristische Kräfte trach ten danach, auf Umwegen Verfügungsgewalt über 
Atomwaffen zu erlangen. Der weitere Ausbau der Bundesrepublik als Nato-Aufmarschplatz gegen die 
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sozialistischen Länder gefährdet den Frieden und di e Souveränität unseres Landes. 

Die ungeheure Zerstörungskraft der modernen Massenv ernichtungswaffen bedroht die Existenz unse-
res Volkes, der ganzen Menschheit. Die für die Rüst ung vergeudeten Mittel werden dringend für die 
Lösung sozialer Aufgaben in unserem Lande wie für d ie Bewältigung globaler Menschheitsprobleme 
benötigt. Ein stabiler Frieden, konkrete Maßnahmen der Rüstungsbegrenzung und Abrüstung werden 
immer dringlicher. Aber mächtige imperialistische I nteressengruppen stellen sich diesen Lebensnot-
wendigkeiten entgegen und versuchen, die Bundesrepublik in die Zeit des kalten Krieges zurückzuzer-
ren. 
Der Gegensatz zwischen dem elementaren Interesse des Volkes am Frieden, am Fortgang der Ent-
spannungspolitik und an der Beendigung des Wettrüst ens einerseits und der entspannungsfeindli-
chen, auf weitere Hochrüstung gerichteten Politik d es Imperialismus andererseits - das ist einer der 
großen Konflikte in der kapitalistischen Gesellscha ft der Bundesrepublik. 

Menschenfeindlichkeit des Kapitalismus 
Die großen gesellschaftlichen Übel des Kapitalismus  führen bei vielen Menschen zu Lebensangst und 
Resignation. Soziale Unsicherheit und Existenzgefäh rdung erschweren die Solidarität der Arbeiten-
den, fördern Duckmäusertum, lähmen Schöpferkraft un d Initiative, treiben viele in die Isolation. Sie 
führen zum Ansteigen von Alkohol- und Drogenkonsum,  Kriminalität und Selbstmord. Der Kapitalis-
mus verhindert eine freie Entfaltung der Persönlich keit. 

Keine Stabilisierung des Kapitalismus 
Die Verschärfung der Krise, der gesellschaftlichen Widersprüche und Konflikte zeugt von der Untaug-
lichkeit sowohl der konservativen als auch der liberalen und rechts- sozialdemokratischen Konzeptio-
nen zur Stabilisierung des Kapitalismus. Die staatsmonopolistische Globalsteuerung, die offene Be-
günstigung der Konzerne und der scharfe Druck auf d ie Arbeiterklasse durch den Staat erweisen sich 
zur Lösung der Probleme als ebenso ungeeignet wie d ie Demagogie der Sozialpartnerschaft oder die 
Beschwörung der ,,Selbstheilungskräfte" der kapital istischen Wirtschaft. All diese Konzeptionen und 
Praktiken verlagern die gesellschaftlichen Widersprüche nur. Sie können diese wohl zeitweilig ver-
schleiern oder abschwächen, jedoch nicht verhindern , daß sie immer aufs Neue und mit um so größe-
rer Schärfe aufbrechen. Sie können auf die Dauer ni cht die Wahrheit verdunkeln, daß die Überwin-
dung der Krise allein auf dem Weg grundlegender gesellschaftlicher Veränderungen möglich ist. 
Das Großkapital ist bemüht, einen reaktionären Ausw eg aus der krisenhaften Entwicklung seines Ge-
sellschaftssystems zu finden. Es bedroht die sozialen und demokratischen Errungenschaften des ar-
beitenden Volkes ebenso wie den Frieden in Europa. Deshalb besteht die entscheidende Aufgabe in 
der Bundesrepublik gegenwärtig darin, einen demokra tischen Ausweg aus der Krise zu erkämpfen. 
Alle demokratischen Kräfte unseres Landes müssen ih re Anstrengungen vereinen und verstärken, um 
Sozialabbau und Rechtsentwicklung zu stoppen, um die Fortführung des internationalen Entspan-
nungsprozesses zu sichern. Es gilt, mit der geeinten Kraft der arbeitenden Menschen im Kampf gegen 
das Monopolkapital eine Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt herbeizuführen. 

III. Für eine Wende zu demokratischem und sozialem 
Fortschritt - Für Frieden und Völkerfreundschaft 
Aus dem tiefen, sich zuspitzenden Interessengegensatz zwischen dem arbeitenden Volk auf der einen 
und dem herrschenden Monopolkapital auf der anderen Seite zieht die Deutsche Kommunistische 
Partei den Schluß:  

Die demokratischen Kräfte sammeln 
Das dringendste Gebot der Zeit - das ist die entschlossene Verteidigung der vom arbeitenden Volk 
durchgesetzten sozialen und demokratischen Errungenschaften, das ist der aktive Kampf um die Er-
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haltung des Friedens. Es geht darum, im Ringen um den Schutz des Erreichten die Kräfte zu sam-
meln und zu entfalten für die Erweiterung der sozia len und demokratischen Rechte der Werktätigen, 
für die Zurückdrängung der Macht der Monopole. Es g eht darum, das Kräfteverhältnis zugunsten der 
Arbeiterklasse und der anderen demokratischen Kräft e zu verändern und eine Wende zu demokrati-
schem und sozialem Fortschritt herbeizuführen. Das ist die den objektiven Notwendigkeiten entspre-
chende und den Realitäten unseres Landes Rechnung t ragende Hauptzielsetzung der DKP in der 
gegenwärtigen Etappe. 
Im Kampf um eine Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt wie in ihrer weitergehenden 
Zielsetzung baut die DKP auf die Kraft des arbeitenden Volkes. Sie geht auch hier von den Erfahrun-
gen des Klassenkampfes aus. 

Die Geschichte unseres Landes ist nicht nur durch die Wiederherstellung und den Ausbau großkapita-
listischer Besitz- und Machtverhältnisse, durch imm er neue Angriffe der Reaktion auf die Rechte der 
Werktätigen gekennzeichnet. Sie ist zugleich die Ge schichte großer sozialer Kämpfe der Arbeiterklas-
se und anderer demokratischer Bewegungen. 

In Tarif- und Streikkämpfen für höhere Löhne, kürze re Arbeitszeit und bessere Arbeitsbedingungen, in 
Aktionen für die Rechte der Betriebsräte und Gewerk schaften, für den Ausbau der Sozialgesetzge-
bung hat sich das arbeitende Volk beachtliche soziale Errungenschaften erstritten. 
Im Widerstand gegen die Notstandsgesetze, in den Aktionen der Arbeiterjugend und der Studenten, 
im Kampf für die Rechte der Frauen, im fortschrittl ichen Wirken von Geistes- und Kulturschaffenden, 
in der Bewegung gegen die Berufsverbote, in antifaschistischen Aktionen und in Aktivitäten von Bür-
gerinitiativen erwuchs ein bedeutendes demokratisches Potential. 
Die Bewegungen gegen die Remilitarisierung, gegen die atomare Bewaffnung der Bundeswehr, für 
die Verträge mit den sozialistischen Ländern, für d ie völkerrechtliche Anerkennung der DDR, für Ab-
rüstung trugen dazu bei, eine Wende vom kalten Krie g zur Entspannung einzuleiten. 

Von großer politischer Bedeutung waren die machtvol len Manifestationen gegen den Aggressions-
krieg des USA-Imperialismus in Vietnam, war die tät ige Solidarität mit den demokratischen Kräften 
Chiles, Griechenlands, Portugals und Spaniens, mit den um ihre nationale und soziale Befreiung 
kämpfenden Völkern in Asien, Afrika und Lateinameri ka. 

In diesen Kämpfen und Bewegungen sind die Kräfte si chtbar geworden, die - wenn sie sich formieren 
- imstande sind, eine Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt zu erzwingen. Das sind all 
jene, deren Interessen unvereinbar sind mit dem Macht - und Profitstreben, mit der reaktionären Poli-
tik des Großkapitals. Das sind die Arbeiter und Ang estellten, Beamten, Techniker und Wissenschaft-
ler, Lehrer und Künstler, Bauern, Handwerker und Ge werbetreibenden. Das sind die Auszubildenden, 
die Studenten und Schüler. Das sind Kommunisten und  Sozialdemokraten, Liberale, Christen und 
parteilose Demokraten. 
Die DKP strebt danach, all diese Kräfte, die überwi egende Mehrheit unseres Volkes, für die Herbei-
führung einer Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt zu  
gewinnen.  

Außerparlamentarischer Kampf 
Dabei mißt sie dem außerparlamentarischen Kampf, in sbesondere den betrieblichen und gewerk-
schaftlichen Aktionen der Arbeiterklasse und dem Kampf der Arbeiterjugend sowie den Aktionen der 
Schüler und Studenten und den demokratischen Bürger initiativen entscheidende Bedeutung bei. Alle 
Bewegungen und Organisationen, die für wirtschaftli che und soziale Verbesserungen, für demokrati-
sche Rechte und Freiheiten, für Frieden und antiimp erialistische Solidarität eintreten, können der akt i-
ven Unterstützung der DKP gewiß sein. Immer ist die  DKP bemüht, in diesem Sinne selbst initiativ zu 
werden. 
Entsprechend den Lehren der Geschichte und dem Vermächtnis des antifaschistischen Kampfes wird 
die DKP stets das Ihre tun, um die reaktionärsten u nd aggressivsten Kräfte des Imperialismus daran 
zu hindern, unserem Land autoritäre oder faschistis che Herrschaftsformen und einen Kurs außenpoli-
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tischer Abenteuer aufzuzwingen. Die DKP ist bereit, mit ganzer Kraft zum Erfolg aller Bestrebungen 
beizutragen, die gegen die äußerste Reaktion gerich tet sind. 
Für die Stellung zu anderen politischen Parteien un d zu Regierungen gilt grundsätzlich: Die DKP un-
terstützt alles, was für die arbeitenden Menschen v on Nutzen ist. Ebenso konsequent bekämpft sie 
alles, was dem werktätigen Volk schadet. 

Erringung parlamentarischer Positionen 
In der Politik der DKP verbindet sich der außerparl amentarische Kampf eng mit dem Streben um die 
Veränderung des parlamentarischen Kräfteverhältniss es zugunsten der arbeitenden Menschen, um 
die Erringung und Stärkung fortschrittlicher Positi onen in den Parlamenten. Die Vergrößerung der Zahl 
der Wählerstimmen für die DKP, der Einzug kommunist ischer Abgeordneter in mehr kommunale Par-
lamente sowie in die Landtage und in den Bundestag - das ist ein unverzichtbarer Bestandteil des 
Kampfes um eine Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt. Starke parlamentarische Posi-
tionen der DKP vergrößern wesentlich den politische n Einfluß des arbeitenden Volkes. Sie erleichtern 
den Kampf um eine Politik und Gesetzgebung, die sich mehr an den sozialen und demokratischen 
Belangen der Werktätigen orientiert. 

Für demokratische Reformen 
Einen bedeutenden Platz im Kampf der Arbeiterbewegung nimmt das Ringen um demokratische Re-
formen ein. Die DKP wirkt mit Entschiedenheit für a lles, was der Verbesserung der Lage der Arbeiten-
den, der Erweiterung ihrer Rechte, der Vergrößerung  ihres politischen Handlungsspielraums, der 
Schaffung von Möglichkeiten der Mitbestimmung und d emokratischen Kontrolle dient. Sie betrachtet 
die Durchsetzung solcher Reformen durch das arbeitende Volk als wichtigen Bestandteil des Kampfes 
um die Herbeiführung einer Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt. Zugleich erblickt sie 
in ihnen eine Möglichkeit zur Verbesserung der Kamp fbedingungen für weitergehende gesellschaftli-
che Umgestaltungen, 
Den Einsatz für demokratische Reformen verbindet di e DKP mit der Zurückweisung aller in den Man-
tel von Reformen gehüllten Versuche, die Arbeiterkl asse an die kapitalistische Gesellschaftsordnung 
zu binden und das staatsmonopolistische Herrschaftssystem zu festigen. Sie wendet sich gegen jeden 
Versuch, den Kampf der Arbeiterklasse auf Reformen im Rahmen des Kapitalismus zu beschränken. 
Die innere Entwicklung der Bundesrepublik ist untrennbar verbunden mit der Außenpolitik, mit dem 
entscheidenden Menschheitsproblem: der Frage von Krieg und Frieden. Die Herbeiführung einer 
Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt schließt unbedingt das ständige Ringen um die 
Einhaltung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord-
nung und die Beendigung des Wettrüstens ein. 
Das sind grundsätzliche Erwägungen, die die Politik  der Deutschen Kommunistischen Partei, ihre Ak-
tionen und Forderungen in der gegenwärtigen Etappe wesentlich bestimmen. 

Für eine Wirtschafts- und Sozialpolitik im Interess e der arbeitenden Men-
schen 
Für eine Wende zu demokratischem und sozialem Forts chritt eintreten, heißt vor allem Kampf gegen 
die Unterordnung jeder wirtschaftlichen Tätigkeit u nter das kapitalistische Profitprinzip, für die Gew in-
nung von Einfluß der Arbeiterklasse auf die Wirtsch afts- und Sozialpolitik. Die Einschränkung der Mo-
nopolprofite und des monopolistischen Eigentums sind wesentliche Voraussetzungen dafür, daß ein 
stabileres Wirtschaftswachstum erfolgt, daß die ste igende Produktivität der Arbeit mehr den Werktäti-
gen zugute kommt, daß sich ihre materielle Lebensla ge verbessert. Dafür kämpft die DKP, ohne den 
geringsten Zweifel daran zu lassen, daß erst der So zialismus dauerhafte soziale Sicherheit und konti-
nuierliches Wirtschaftswachstum garantiert. 
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Für das Recht auf Arbeit 
Das wichtigste wirtschafts- und sozialpolitische Ziel vom Standpunkt der Werktätigen sind wirksame 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insb esondere der Jugendarbeitslosigkeit.   Zur   
Verwirklichung   des Menschenrechts auf Arbeit bedarf es vor allem entschlossener betrieblicher Akti-
onen der Belegschaften und ihrer Gewerkschaften zur Verteidigung der bestehenden und zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze. Sie zu fördern und aktiv zu unterstützen, betrachtet die DKP als ihre erst-
rangige Klassenpflicht. Zugleich verlangt die DKP die Verankerung des Rechts auf Arbeit im Grund-
gesetz und in einem fortschrittlichen Arbeitsgesetzbuch. Hierdurch würden die Bedingungen für die 
Verwirklichung dieses elementaren Menschenrechts verbessert. 
Die DKP kämpft gegen Betriebsstillegungen, schleich enden Belegschaftsabbau und die Verödung 
ganzer Wirtschaftsregionen durch Arbeitsplatzvernichtung. Sie tritt für die strikte Einhaltung und Ver -
besserung des Kündigungsschutzes, insbesondere für ältere Arbeiter und Angestellte, für schwangere 
Frauen und Behinderte ein. Sie fordert das Verbot von Massenentlassungen. Jugendlichen ist nach 
Abschluß der Berufsausbildung ein ihrer Qualifikati on entsprechendes Arbeitsverhältnis zu sichern. 
Die DKP tritt dafür ein, daß die Lebensarbeitszeit der werktätigen Menschen in dem Maße verkürzt 
wird, wie es die Errungenschaften von Wissenschaft und Technik und die steigende Produktivität der 
menschlichen Arbeit ermöglichen. Arbeitszeitverkürz ungen können zugleich dazu beitragen, Arbeits-
plätze zu sichern. 
Die DKP fordert die Verkürzung der wöchentlichen Ar beitszeit auf 35 Stunden bei vollem Lohnaus-
gleich, die Verlängerung des voll bezahlten Mindest urlaubs auf sechs Wochen, die Herabsetzung des 
Rentenalters auf höchstens 60 Jahre für Männer und 55 Jahre für Frauen ohne Renteneinbuße sowie 
die Einführung eines allgemeinbildenden 10. Pflicht schuljahres. 
Die DKP unterstützt mit besonderem Nachdruck den be trieblichen und gewerkschaftlichen Kampf ge-
gen alle Versuche der Unternehmer, die Einführung n euer Techniken zu Arbeitsplatzvernichtung, De-
qualifizierung und Abgruppierungen zu mißbrauchen. Die DKP tritt für Maßnahmen ein, die dem Ver-
lust von Arbeitsplätzen, der Entwertung beruflicher  Qualifikationen sowie Lohn- und Gehaltsabstufun-
gen entgegenwirken. Sie fordert eine umfassende För derung von Umschulung und Weiterbildung. 

In den Betrieben ist die Verbesserung der Arbeitsbedingungen unerläßlich. Die DKP fordert insbeson-
dere die Einführung bezahlter Kurzpausen in allen B etrieben, die Beseitigung gesundheitsgefährden-
der Arbeitserschwernisse, die Verringerung des Arbeitstempos und der Monotonie der Arbeit. 

Aktive Lohnpolitik 
Die wichtigste Waffe der Arbeiter und Angestellten zur Sicherung und Verbesserung ihres Lebens-
standards ist unter kapitalistischen Bedingungen der Kampf um höhere Löhne, Gehälter und Ausbil-
dungsvergütungen. Die DKP unterstützt die Lohn- und  Tarifforderungen der Belegschaften und ihrer 
Gewerkschaften. Sie ist für eine aktive Lohnpolitik , die nicht nur die Geldentwertung sowie die Erhö-
hung der Steuern und Sozialbeiträge ausgleicht, son dern auch zu einer Vergrößerung des Anteils der 
Arbeiter und Angestellten an den von ihnen geschaffenen Werten führt. Sie tritt für die Streichung der  
Leichtlohngruppen ein. Die DKP verteidigt die Tarifautonomie, lehnt Lohnleitlinien und 
,,Orientierungsdaten" in jeder Form ab; sie ist für  die Auflösung der ,,konzertierten Aktion" und gege n 
alle Einrichtungen, in denen die Gewerkschaften unter staatlichem Einfluß an ,,Sozialpartnerschaft" 
und ein fiktives Gemeinwohl gebunden werden sollen. Eine aktive Lohnpolitik dient der Verbesserung 
der materiellen Lage der Arbeiter, Angestellten und Beamten und ist zugleich ein Beitrag zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit. 

Gegen Preistreiberei und Mietwucher 
Die DKP tritt für entschiedene Maßnahmen gegen die Preistreiberei der Monopole ein. Sie fordert den 
Stopp der vom Staat und den Kommunen beeinflußten u nd bestimmten Preise, insbesondere der Ge-
bühren und Tarife für Strom, Gas, Wasser und für öf fentliche Verkehrsmittel. Darüber hinaus fordert 
sie Schritte zum Einfrieren der Verbraucherpreise für Grundnahrungsmittel.  
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Die DKP kämpft gegen Bodenspekulation und Mietwuche r, gegen die Zerstörung von Wohnraum aus 
Profitgründen. Sie tritt für die Erweiterung des so zialen Wohnungsbaus und die Bereitstellung dieser 
Wohnungen zu wirklich sozialen Mieten ein. Sie fordert Schritte zu einem Mietstopp und solche Ver-
änderungen des Boden- und Mietrechts, die die Wirku ngen des kapitalistischen Profitprinzips begren-
zen und den Forderungen nach angemessenen Wohnungen zu tragbaren Mieten entsprechen. 

Für Neuorientierung der Finanzpolitik 
Die DKP fordert eine grundlegende Neuorientierung der staatlichen Finanz- und Steuerpolitik zuguns-
ten der arbeitenden Menschen. Notwendig sind eine steuerliche Entlastung der Arbeiter und Ange-
stellten sowie der Bauern und gewerblichen Mittelschichten, eine stärkere Besteuerung der Profite 
und Vermögen von Multimillionären und Konzernen, di e Unterbindung und strenge Bestrafung von 
Steuerhinterziehung, Steuer- und Kapitalflucht, die Vergrößerung des Anteils der Städte und Gemein-
den am Gesamtsteueraufkommen. Notwendig ist eine Vereinfachung des Steuerrechts, die Senkung 
des Rüstungshaushalts und die Erhöhung der Staatsau sgaben für sozialpolitische Maßnahmen, für 
Investitionen zur Verbesserung der bevölkerungsnahe n Infrastruktur sowie zur Erhaltung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen. 

Für besseren Gesundheitsschutz 
Für die DKP gilt der Grundsatz, daß alle Bürger Ans pruch auf einen ausreichenden Schutz ihrer kör-
perlichen, geistigen und seelischen Gesundheit und allseitige medizinische Betreuung haben. Spar-
maßnahmen auf Kosten der Gesundheit dürfen nicht zu gelassen werden. Das Gesundheitswesen darf 
nicht zur Bereicherung der Arzneimittelkonzerne miß braucht werden, es darf nicht dem kapitalisti-
schen Profitprinzip unterworfen sein. Die Errungenschaften der modernen Medizin und Psychologie 
müssen allgemein zugänglich gemacht werden. Privati sierungstendenzen im Bereich des Gesund-
heitswesens müssen unterbunden werden. Für vorrangi g erachtet die DKP den Ausbau des vorbeu-
genden Gesundheitsschutzes und des Rettungswesens, die Bekämpfung der Mütter- und Säuglings-
sterblichkeit, die medizinische Betreuung in den Betrieben, Schulen und Vorschuleinrichtungen. Die 
Maßnahmen zur sozialen Sicherung der Behinderten un d ihrer Eingliederung in das gesellschaftliche 
Leben sind auszubauen. 

Für soziale Sicherung 
Die DKP fordert den Ausbau der sozialen Leistungen auf allen Gebieten zu einem wirksamen Netz der 
sozialen Sicherung. Verschlechterungen im sozialen Leistungsrecht sind rückgängig zu machen. Die 
DKP tritt für die volle Erhaltung und den weiteren Ausbau der gesetzlichen Sozialversicherung ein. Sie 
wendet sich gegen alle Versuche, die Leistungen der Sozialversicherung zu kürzen und die Beiträge 
der Arbeiter und Angestellten zu erhöhen. Sie unter stützt die Forderung nach Vereinheitlichung der 
Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten. Hierbei müssen die erreichten sozialen und demo-
kratischen Rechte voll gewahrt bleiben. Richtmaß ei ner Vereinheitlichung müssen die für die Arbeiter-
klasse jeweils günstigsten Regelungen sein. Die soz iale Sicherung der Arbeitslosen und Kurzarbeiter 
ist zu verbessern. Das Arbeitslosengeld ist für die  gesamte Dauer der Arbeitslosigkeit zu zahlen. 
Schulabgänger, Ausgelernte und Hochschulabsolventen , die weder in einem Ausbildungs- noch in 
einem Arbeitsverhältnis stehen, müssen Anspruch auf  Arbeitslosengeld haben. Die DKP fordert die 
volle Selbstverwaltung der Sozialversicherung durch die Arbeiter und Angestellten. 

Für einen gesicherten Lebensabend 
Die DKP wirkt für die sozialen Interessen der älter en Generation. Ausreichende Renten sind dafür 
eine grundlegende Voraussetzung. Die DKP fordert insbesondere Verbesserungen in der Berechnung 
der Frauenrenten, um die Renteneinbußen auszugleich en, die durch Lohndiskriminierung sowie die 
mit der Geburt und Erziehung von Kindern zusammenhä ngenden Ausfallzeiten entstehen. Die DKP 
tritt für die öffentliche Förderung einer ausreiche nden Zahl von kommunalen und gemeinnützigen Al-
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tenzentren, Altenwohnungen, Altenwohn- und -Pflegeheimen ein. Die Heimkosten sind so zu gestal-
ten, daß den alten und pflegebedürftigen Mitbürgern  genügend finanzielle Mittel für den persönlichen 
Bedarf verbleiben. Altenheime dürfen kein Gegenstan d kapitalistischer Profitmacherei sein. Durch den 
Ausbau der Sozialleistungen, durch umfassende medizinische, pflegerische und kulturelle Betreuung 
ist für die arbeitenden Menschen ein gesicherter Le bensabend zu gewährleisten. 

Für die Gleichberechtigung der Frau 
Um die Gleichberechtigung der Frau durchzusetzen, tritt die DKP vor allem für die Verwirklichung des 
Grundsatzes: ,,Gleicher Lohn für gleichwertige Arbe it", für gleiche Ausbildungs-, Beschäftigungs- und 
Aufstiegsmöglichkeiten sowie für Maßnahmen zum Abba u der Doppelbelastung in Beruf und Familie 
ein. Sie verlangt eine Verbesserung des Mutterschutzes. Die DKP fordert die Streichung des § 218 
aus dem Strafgesetzbuch und eine gesetzliche Regelung, die jeder Frau während der ersten drei Mo-
nate der Schwangerschaft einen Abbruch bei medizinischer Beratung und Behandlung auf Kosten der 
gesetzlichen Krankenversicherung gewährleistet. All e Krankenhäuser müssen verpflichtet werden, 
innerhalb dieser Frist Schwangerschaftsabbrüche vor zunehmen. 

Für eine soziale Familienpolitik 
Die DKP tritt für den Schutz und die umfassende Unt erstützung der Familie ein. Notwendig sind mehr 
kindergerechte Wohnungen, die Erhöhung und Dynamisi erung des Kindergeldes, ausreichende und 
preisgünstige Ganz- tagskinderkrippen- und -kinderg artenplätze mit qualifizierter pädagogischer 
Betreuung sowie mehr Ganztagsschulen. Die DKP fordert die Möglichkeit einer 18 monatigen Freistel-
lung eines Elternteils nach Geburt eines Kindes bei Aufrechterhaltung der Kranken- und Rentenversi-
cherung, des Arbeitsplatzes und Zahlung einer Entschädigung in Höhe des Arbeitslosengeldes. Bei 
Erkrankung eines Kindes ist eine Freistellung für d ie Dauer der Krankheit bei Lohnfortzahlung zu ge-
währleisten. Alleinstehende Mütter und Väter müssen  besondere Unterstützung erhalten. 

Für die Rechte der Kinder und der Jugend 
Besonderen Anspruch auf Schutz und Förderung haben die Kinder. Die DKP wirkt dafür, daß die so-
zialen und kulturellen Voraussetzungen geschaffen werden, um allen Kindern die volle Entwicklung 
ihrer körperlichen und geistigen Fähigkeiten zu erm öglichen. Die Kinder müssen eine umfassende 
Bildung erhalten. Ihre Erziehung muß im Geiste des Friedens, der Humanität und der Solidarität erfol-
gen. Ihr Recht auf allseitige gesundheitliche Betreuung, auf Spiel, Erholung und sinnvolle Freizeitges-
taltung muß gewährleistet sein. 
Die DKP vertritt die sozialen Interessen der Jugend. Sie wirkt für die Verteidigung und den Ausbau 
des Jugendarbeitsschutzes. Für die Jugend muß der G rundsatz: "Gleicher Lohn für gleichwertige Ar-
beit" verwirklicht werden. Die DKP tritt für ein um fassendes Gesetz zur Förderung der Kinder und Ju-
gendlichen ein. Sie unterstützt die Forderungen der  demokratischen Jugendverbände nach kommuna-
len Freizeitstätten der Jugend, in denen pädagogisc h ausgebildete Fachkräfte mitwirken und die Ju-
gendlichen über wirksame Mitbestimmungsrechte verfü gen. 

Schutz der Bauern und Mittelschichten 
Die DKP geht davon aus, daß die Arbeiterklasse, die  Bauern, die Intelligenz, die lohnabhängigen und 
gewerblichen Mittelschichten grundlegende gemeinsame Interessen haben. Das Eintreten der DKP für 
eine an den Interessen der Arbeiterklasse orientierte Wirtschafts- und Sozialpolitik ist darum eng mit 
dem Bemühen um die Verbesserung der Lage des ganzen  werktätigen Volkes verbunden. Die Betrie-
be der Bauern, besonders der Klein- und Mittelbauern, und der gewerblichen Mittelschichten müssen 
vor dem Druck des Großkapitals geschützt sowie durc h günstige Kredite und Steuerermäßigungen 
unterstützt werden. Die DKP fordert den Schutz der Bauern und der Verbraucher vor der an den Inte-
ressen der Konzerne orientierten Agrarpolitik der EG, die Senkung der Preise für landwirtschaftliche 
Betriebsmittel und die Erhöhung der bäuerlichen Erz eugerpreise auf Kosten der Profite der Großun-
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ternehmen. Sie tritt für die Förderung der genossen schaftlichen Einrichtungen der Bauern und der 
gewerblichen Mittelschichten ein. 

Für eine sozialorientierte Verkehrspolitik 
In der Verkehrspolitik läßt sich die DKP von dem Gr undsatz leiten, daß öffentliche Dienstleistungen 
nicht am Profit orientiert sein dürfen. Sie fordert  insbesondere eine großzügige Unterstützung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs. Dieser muß in die L age versetzt werden, seine Dienstleistungen 
systematisch auszubauen und zu sozial tragbaren Tarifen anzubieten. Großbetriebe und Kaufhäuser 
müssen zur Finanzierung herangezogen werden. Aus ge samtwirtschaftlichen Gründen und im Inte-
resse der Bevölkerung der weniger dicht besiedelten  Gebiete unseres Landes muß das Schienennetz 
der Bundesbahn erhalten bleiben. Eine sozial orientierte Verkehrspolitik erfordert nicht zuletzt eine 
Stadt- und Raumplanung, die zu einer Verminderung der Entfernungen zwischen Wohnung, Arbeits-
platz, Freizeit- und Dienstleistungseinrichtungen führt. Kürzere Entfernungen und schnelle Nahver-
kehrsmittel erhöhen die Freizeit der arbeitenden Be völkerung und vermindern die Umweltbelastung. 
Beim weiteren Ausbau der Verkehrswege fordert die DKP die frühzeitige Offenlegung der Baupläne 
und Mitentscheidungsmög-lichkeiten für die betroffe ne Bevölkerung. 

Für eine nationale und demokratische Energiepolitik  
Die DKP tritt dafür ein, durch eine nationale und d emokratische Energiepolitik eine sichere, umwelt-
freundliche und preisgünstige Energieversorung der Bundesrepublik zu gewährleisten. Eine Grund-
voraussetzung dafür ist die Verstaatlichung der ges amten Energiewirtschaft unter demokratischer 
Kontrolle. Die DKP fordert die maximale Erschließun g und Nutzung unserer reichen nationalen Kohle-
vorkommen bei Anwendung moderner Verfahren mit mögl ichst geringer Umweltbelastung. Die Ent-
wicklung neuer Technologien der Energieeinsparung und der umweltfreundlichen Energiegewinnung 
als alternative Möglichkeiten zu den derzeit genutz ten Energiequellen muß besonders gefördert wer-
den. 

Die DKP ist dafür, alle Möglichkeiten des wissensch aftlich-technischen Fortschritts zu nutzen, um die 
Lebensbedingungen des arbeitenden Volkes zu verbessern. Deshalb ist sie auch grundsätzlich für die 
friedliche Nutzung der Kernenergie. Sie wendet sich jedoch entschieden gegen ihren Mißbrauch für 
Zwecke großkapitalistischer Profitmacherei und impe rialistischer Machtpolitik, gegen jeden Versuch, 
den Atomwaffensperrvertrag zu umgehen. Die DKP macht ihre Zustimmung zum Bau von Kernkraft-
werken und anderen kerntechnischen Anlagen zur Energieerzeugung abhängig von der Garantie der 
Sicherheit der Bevölkerung und der Beschäftigten, v on der Gewährleistung eines ausreichenden Um-
weltschutzes, von der Durchsetzung einer wirksamen demokratischen Kontrolle sowie von dem 
Nachweis, daß der notwendige Strombedarf nicht durc h andere Energieträger gedeckt werden kann. 
Solange diese Bedingungen nicht erfüllt sind, lehnt  die DKP den Bau weiterer Kernkraftwerke und 
anderer kerntechnischer Anlagen zur Energieerzeugung in der Bundesrepublik ab. Für bereits in Be-
trieb befindliche Anlagen muß unter demokratischer Kontrolle die Sicherheit von Mensch und Umwelt 
wirksam gewährleistet werden. Der Betrieb von Anlag en, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, 
ist einzustellen. 

Für wirksamen Umweltschutz 
Im Interesse des Schutzes der Gesundheit des werktä tigen Volkes, der Verbesserung seiner Arbeits- 
und Lebensbedingungen erachtet die DKP den Ausbau des Umweltschutzes als eine vorrangige Auf-
gabe. Durch die Nutzung von Wissenschaft und Technik muß der Verschmutzung der natürlichen 
Umwelt, insbesondere der Luft und des Wassers sowie der Lärmbelästigung, maximal entgegenge-
wirkt werden. Die Konzerne müssen durch die strikte  Anwendung des Verursacherprinzips dazu ge-
zwungen werden, die Mittel für die Verhinderung und  Beseitigung von Umweltschädigungen selbst 
aufzubringen. Im Interesse eines wirksamen Umweltschutzes ist es unerläßlich, eine demokratische 
Kontrolle durchzusetzen. 
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Für Mitbestimmung und demokratische Kontrolle 
Die DKP läßt sich stets von der grundlegenden Erfah rung leiten, daß die Durchsetzung der Forderun-
gen und Interessen der Arbeiterklasse entscheidend von ihrer eigenen Aktivität, von der Entfaltung 
des betrieblichen und gewerkschaftlichen Kampfes abhängt. Eine große Kraft sind dabei der Deutsche 
Gewerkschaftsbund und seine Einzelgewerkschaften. Die DKP wirkt für das Recht der Arbeiter, Ange-
stellten und Beamten auf freie gewerkschaftliche und politische Tätigkeit in den Betrieben und Verwal-
tungen, für den Schutz und die Erweiterung der Rech te der gewerkschaftlichen Vertrauensleutekör-
per, der Betriebs- und Personalräte sowie der Jugen dvertretungen. 
Die DKP tritt dafür ein, die Verteidigung der in de r Vergangenheit erkämpften sozialen Rechte wie 
auch die Durchsetzung weiterer Verbesserungen mit dem Ziel zu führen, neue Positionen zu gewin-
nen, die der Arbeiterklasse und ihren Gewerkschaften größere politische und ökonomische Einfluß-
möglichkeiten bieten. Die DKP mißt gerade unter die sem Gesichtspunkt dem Kampf um Mitbestim-
mung und demokratische Kontrolle große Bedeutung be i. 

Für Mitbestimmung der Arbeiterklasse 
Die DKP kämpft für eine wirksame Mitbestimmung der Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften. Sie 
ist für die volle Ausschöpfung aller Möglichkeiten zu einer aktiven Vertretung von Arbeiterinteressen, 
die sich aus bestehenden Gesetzen ergeben. Die DKP unterstützt die gewerkschaftlichen Mitbestim-
mungsforderungen. Sie setzt sich zugleich für weite rgehende Forderungen ein. Sie wendet sich gegen 
alle Versuche, die Mitbestimmung zu einem Mittel illusionärer Sozialpartnerschaft zu machen und für 
die Unterordnung der Interessen der Arbeiterklasse unter die des Monopolkapitals zu mißbrauchen. 
Die DKP wirkt dafür, in der Arbeiterklasse die Ents chlossenheit zu stärken, die Mitbestimmung als 
Instrument zur Sicherung von Arbeitsplätzen, zur Ve rbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen, 
zur Einschränkung der Macht des Monopolkapitals zu nutzen. 
Die DKP ist für eine Mitbestimmung der Arbeiterklas se und ihrer Gewerkschaften, die vom Arbeits-
platz über den Betrieb und das Unternehmen bis hin zur Mitentscheidung in der staatlichen Wirt-
schafts- und Sozialpolitik reicht. 
Die DKP ist für eine Mitbestimmung, die sich auf al le wichtigen Entscheidungen in den Betrieben und 
Unternehmen erstreckt, insbesondere auf alle Entscheidungen über Arbeitsplätze, Einstellungen, Ent-
lassungen, Betriebsverlagerungen, Arbeitsbedingungen, Arbeitsorganisation, Arbeitszeit, Löhne, be-
triebliche Sozialleistungen, Urlaub, Investitionen, Gewinnausschüttungen sowie Veränderungen von 
Eigentumsverhältnissen. 
Die DKP ist für eine Mitbestimmung, die alle Leitun gs- und Kontrollorgane der großen Unternehmen, 
die überbetrieblichen und staatlichen Wirtschaftsor gane erfaßt. Mitbestimmung muß das Recht sowie 
die Pflicht der Vertreter der Arbeiter und Angestellten in den Mitbestimmungsgremien einschließen, 
den Belegschaften und Gewerkschaften über ihre Täti gkeit Rechenschaft zu legen. Vertreter, die ihrer 
Verantwortung nicht gerecht werden, müssen jederzei t abwählbar sein. 
Mitbestimmung und demokratische Kontrolle sind unerläßlich, um der Verletzung der Rechte der Ar-
beiter und der nationalen Interessen der Bundesrepublik durch die multinationalen Konzerne wirksam 
entgegenzutreten. 

Für demokratische Investitionskontrolle 
Die DKP unterstützt die gewerkschaftliche Forderung , staatliche Förderungsmaßnahmen für Unter-
nehmen an strenge Auflagen zu binden. Investitionshilfen dürfen nur gewährt werden, wenn sie nicht 
zur Vernichtung von Arbeitsplätzen, zur Verlagerung  der Produktion ins Ausland oder zur Verschär-
fung der Arbeitshetze führen. Die DKP erstrebt eine  demokratische Investitionskontrolle und -lenkung, 
die den Belegschaften, den Gewerkschaften sowie den betrieblichen und gewerkschaftlichen Vertre-
tungsorganen der Arbeiterklasse wirksame Mitbestimmung über die gesamte Investitionspolitik der 
Großunternehmen und des Staates verschafft. Eine so lche demokratische Investitionskontrolle und -
lenkung könnte dazu beitragen, die Abwälzung der ka pitalistischen Krisenlasten auf die werktätige 
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Bevölkerung zu erschweren, Arbeitsplätze zu sichern  und neu zu schaffen sowie die öffentlichen Aus-
gaben für soziale und kulturelle Zwecke zu erhöhen.  

Für Verstaatlichung bei demokratischer Kontrolle 
Die DKP weist entschieden alle Versuche der Privatisierung öffentlichen Eigentums zurück. Im Kampf 
um eine Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt mißt sie der öffentlichen Wirtschaftstä-
tigkeit und der gezielten Ausweitung des öffentlich en Eigentums an den Hauptproduktionsmitteln gro-
ße Bedeutung bei. Die bereits in öffentlichem Eigen tum befindlichen Unternehmen müssen unter wirk-
same Mitbestimmung und Kontrolle der Belegschaften und Gewerkschaften als Instrumente einer 
Wirtschafts- und Sozialpolitik im Interesse der arbeitenden Menschen genutzt werden. Die DKP for-
dert die Überführung entscheidender Schlüsselzweige  der Wirtschaft aus dem Eigentum des Mono-
polkapitals in demokratisch kontrolliertes öffentli ches Eigentum auf der Grundlage der Artikel 14 und 
15 des Grundgesetzes sowie der entsprechenden Bestimmungen der Landesverfassungen. Für vor-
rangig erachtet die DKP die Verstaatlichung und demokratische Kontrolle der Großbanken und Versi-
cherungskonzerne, der Energie- und Stahlkonzerne, der Atom- und Rüstungsindustrie. Verstaatli-
chungsmaßnahmen, insbesondere Entschädigungsregelun gen, dürfen nicht zu einer zusätzlichen 
Bereicherung des Monopolkapitals führen. 
Für das in den Händen von Großgrundbesitzern, Großk apitalisten und Bodenspekulanten befindliche 
Bodeneigentum erstrebt die DKP die Übergabe an die werktätigen Bauern und Landarbeiter, ihre Ge-
meinschaften und Genossenschaften sowie demokratisch kontrollierte Bodenfonds der Kommunen 
und Gebietskörperschaften. Mit Hilfe solcher Bodenf onds könnten bessere Voraussetzungen für eine 
menschengerechte Raumplanung und Stadtentwicklung sowie für die Bereitstellung ausreichenden 
Wohnraums zu niedrigen Mieten geschaffen werden. Die DKP tritt dafür ein, daß durch entsprechende 
gesetzliche Regelungen der freie Zugang zu den Flüs sen und Seen, den Bergen und Wäldern, zu 
allen Naturschönheiten unseres Landes sichergestell t wird. 

Für eine fortschrittliche Bildungs- und Kulturpolit ik 
Die DKP läßt sich von dem Grundsatz leiten, daß all e Bürger Anspruch auf eine vielseitige Bildung, 
auf Zugang zu den Erkenntnissen der Wissenschaft und zu den Werken der humanistischen Kunst 
haben. Sie kämpft entschieden gegen die Unterwerfun g des Bildungswesens, der Wissenschaft und 
Forschung, der Kunst und der Massenmedien, des gesamten geistigen Lebens unter das Profitstre-
ben des Großkapitals. In diesem Bereich die Angriff e der Reaktion abzuwehren und fortschrittliche 
Entwicklungen einzuleiten, ist notwendiger Bestandteil des Kampfes um eine Wende zu demokrati-
schem und sozialem Fortschritt. 

Für eine demokratische Bildungsreform 
Getreu den Traditionen der Arbeiterbewegung kämpft die DKP gegen alle Formen des bürgerlichen 
Bildungsprivilegs, für die Verwirklichung des Mensc henrechts auf Bildung. Sie tritt allen Versuchen der 
Verschlechterung des Bildungswesens entgegen und wirkt für die Durchsetzung einer umfassenden 
demokratischen Bildungsreform, die insbesondere den Kindern der Arbeiter und Bauern den Zugang 
zu allen Stufen des Bildungswesens erleichtert. Die DKP fordert ein einheitliches Bildungs- und Aus-
bildungssystem ohne Sackgassen. Es beginnt mit dem Angebot einer qualifizierten Vorschuleinrich-
tung und reicht bis zu einer demokratischen Gesamthochschule. Sein Kern ist eine zehnklassige, von 
allen Schülern gleichermaßen zu absolvierende Grund - und Mittelstufenausbildung mit einem qualifi-
zierten Abschluß im System einer demokratischen Ges amtschule. Die DKP tritt für Lehr- und Lernmit-
telfreiheit sowie für die Verringerung der Schülerz ahlen in den Klassen und Kursen ein. 

Für fortschrittliche Bildungsinhalte 
Die arbeitenden Menschen brauchen eine Bildung, die der raschen Entwicklung der Wissenschaft 
entspricht und es ihnen ermöglicht, die fortlaufend en Veränderungen im Berufsleben zu meistern. Sie 
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brauchen eine Bildung, die sie befähigt, die gesell schaftliche Entwicklung zu verstehen, die eigenen 
Interessen zu erkennen und erfolgreich für ihre Rec hte zu kämpfen. Bildung und Ausbildung müssen 
der Entwicklung von Persönlichkeiten dienen, die -f achlich qualifiziert und vielseitig gebildet- ihr Leben 
sinnvoll gestalten und als verantwortungsbewußte De mokraten aktiv die Entwicklung der Gesellschaft 
mitbestimmen. 
Die DKP tritt dafür ein, daß die Bildungsinhalte de m Entwicklungsstand der Wissenschaft entsprechen 
und vom Geist des Humanismus und des gesellschaftlichen Fortschritts bestimmt sind. Für Antikom-
munismus und Revanchismus, für Militarismus und Neo nazismus, für antihumanistisches Gedanken-
gut darf es in Schulbüchern und im Unterricht keine n Platz geben. 

Für qualifizierte Berufsausbildung 
Als Partei der Arbeiterklasse tritt die DKP insbesondere für die Verwirklichung des Rechts der Arbei-
terjugend auf eine qualifizierte Berufsausbildung ein. Jeder Jugendliche muß eine Berufsausbildung 
erhalten, die sowohl seine Neigungen und Fähigkeite n berücksichtigt als auch den Erfordernissen 
seines späteren Berufslebens entspricht. Die Ausbil dungsmöglichkeiten von Mädchen und Jungen 
müssen gleichwertig sein. Die DKP setzt sich für ei n fortschrittliches Berufsbildungsgesetz ein. Der 
Unterordnung der Berufsausbildung unter die Profitinteressen des Monopolkapitals muß ein Ende 
gesetzt, eine qualifizierte Ausbildung gewährleiste t werden. Die Betriebe und der öffentliche Dienst, 
insbesondere die Großunternehmen, sind gesetzlich z ur Bereitstellung von ausreichenden Ausbil-
dungsplätzen und zur Finanzierung der Berufsausbild ung zu verpflichten. Der Anteil des Berufsschul-
unterrichts an der Ausbildung muß angemessen erhöht , berufsfremde Tätigkeit während der Lehre 
verhindert werden. 

Für eine demokratische Hochschulpolitik 
Die DKP kämpft gegen die Diskriminierung der Arbeit er- und Bauernkinder sowie der Frauen beim 
Hochschulstudium. Sie fordert die Zusammenfassung aller Fachhochschul- und Hochschulbereiche zu 
einer demokratischen Gesamthochschule mit Durchläss igkeit aller Studiengänge sowie die Öffnung 
der Hochschulen für die Weiterbildung. Die DKP wend et sich entschieden dagegen, durch sogenannte 
Regelstudienzeiten, durch Studienformierung und Ordnungsrecht die Hochschulen noch stärker den 
Interessen des Monopolkapitals unterzuordnen. Sie fordert den Erhalt der Verfaßten Studentenschaft 
mit politischem Mandat in allen Bundesländern und i hre gesetzliche Absicherung. Die DKP tritt für die 
Beseitigung des Numerus clausus und ähnlicher Verfa hren ein, die den Zugang zu den Hochschulen 
sowie das Studium erschweren. Der zweite Bildungsweg als Einrichtung zur Erlangung der Hoch-
schulreife, in erster Linie für Arbeiterkinder, muß  erhalten und ausgebaut werden. Die Ausbildungska-
pazitäten der Hochschulen sind entsprechend dem wac hsenden gesellschaftlichen Bedarf an Lehrern, 
˜rzten, Ingenieuren und Wissenschaftlern aller Fach richtungen auszubauen. Im Interesse der Chan-
cengleichheit und des Abbaus von Bildungsprivilegien fordert die DKP für Schüler und Studenten die 
Gewährung kostendeckender Stipendien. 

Für demokratische Orientierung der Wissenschaft 
Die DKP geht davon aus, daß Wissenschaft und Forsch ung eine bedeutende Quelle zur Bereicherung 
des materiellen und geistigen Lebens der Gesellschaft sind. Naturwissenschaft und Technik dürfen 
nicht dazu mißbraucht werden, immer neue Vernichtun gswaffen zu entwickeln, die Umwelt zu zerstö-
ren und durch die Vernichtung von Arbeitsplätzen di e Arbeitslosigkeit zu erhöhen. Die Gesellschafts-
wissenschaften müssen vom Einfluß des Neonazismus u nd Militarismus, von Völkerhetze und Kriegs-
verherrlichung befreit werden. Die DKP fordert die Verwirklichung der im Grundgesetz festgelegten 
Freiheit von Forschung und Lehre. Dazu gehört auch die ungehinderte Möglichkeit für Marxisten, an 
den Hochschulen zu lehren und ihre Weltanschauung frei zu vertreten. Die DKP tritt dafür ein, daß die 
Wissenschaft, von den Ideen des Humanismus durchdrungen, dazu dient, die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der arbeitenden Bevölkerung zu verbessern , die gesellschaftlichen Entwicklungsgesetze 
aufzudecken und so die sozialen und demokratischen Anliegen des werktätigen Volkes zu unterstüt-
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zen. 

Für Förderung der Weiterbildung 
Für unerläßlich erachtet die DKP die großzügige För derung der Weiterbildung und Umschulung. Die 
Teilnahme an Weiterbildungs- und Umschulungslehrgän gen muß kostenlos sein; sie muß durch an-
gemessene Unterstützung und einen gesetzlich garant ierten bezahlten Bildungsurlaub für alle erleich-
tert werden. 

Für Mitbestimmung im Bildungswesen 
Um den Einfluß der Monopole auf Ausbildung und Fors chung zurückzudrängen, um eine fortschrittli-
che Bildungspolitik durchzusetzen, tritt die DKP in allen Einrichtungen des Bildungswesens für eine 
wirksame Mitbestimmung und demokratische Kontrolle durch die Schüler, Studenten und Auszubil-
denden, durch die Eltern und Lehrer, durch das werktätige Volk und seine Organisationen ein. 

Für eine humanistische Kultur 
Die DKP wirkt für die Förderung eines reichen und v ielfältigen, von humanistischem und demokrati-
schem Geist geprägten kulturellen Lebens. Sie läßt sich davon leiten, daß Kultur den ganzen Men-
schen, sein Leben, seine Arbeit umfaßt. Kunst und S port, alle Bereiche der Kultur müssen von Pro-
fitstreben und Bevormundung durch das Großkapital b efreit werden. Die im Grundgesetz verankerte 
Freiheit der Kunst muß verteidigt und verwirklicht werden. Dem Volk sind alle Möglichkeiten kulturelle r 
Selbsttätigkeit zu eröffnen. Die DKP ist besonders jenen Kulturschaffenden verbunden, die sich in 
Erkenntnis ihrer eigenen Lage den sozialen, politischen und geistigen Interessen der arbeitenden 
Menschen verpflichtet fühlen. Sie wirkt dafür, daß immer mehr Künstler sich an die Seite der Arbeiter-
bewegung stellen, daß die Arbeiterbewegung die sozi alen und demokratischen Forderungen der 
Künstler unterstützt und zu ihren eigenen macht. 

Für demokratische Massenmedien 
Eine demokratische, fortschrittliche und friedliche Entwicklung unseres Landes erfordert Massenme-
dien, die frei sind von Meinungsmanipulation, von antigewerkschaftlicher und antikommunistischer 
Hetze, von Gewaltverherrlichung, von der Propagierung nationalistischen, militaristischen und faschis-
tischen Ungeistes. 

Entsprechend dem Grundgesetz müssen alle demokratis chen Kräfte in den Massenmedien gleichbe-
rechtigt Gehör finden und zu Wort kommen. Die DKP s etzt der zunehmenden Konzentration im Pres-
se- und Verlagswesen ihre Forderung nach Überführun g der Großkonzerne der Meinungsindustrie in 
demokratisch kontrolliertes öffentliches Eigentum e ntgegen. Sie bekämpft jeden Versuch, neue tech-
nische Entwicklungen zur Errichtung privatkapitalistischer Institutionen im Bereich der Medien zu nut-
zen. Sie tritt dafür ein, den öffentlich-rechtliche n Status der Rundfunk- und Fernsehanstalten zu erhal-
ten und voll zu verwirklichen. Vor allem ist es notwendig, den undemokratischen Tendenzschutzpara-
graphen des Betriebsverfassungsgesetzes aufzuheben und in den Massenmedien eine wirksame Mit-
bestimmung durch die dort Beschäftigten, durch das arbeitende Volk und seine Organisationen durch-
zusetzen. 

Förderung des Sports 
Im Interesse der Gesundheit und einer sinnvollen Freizeitgestaltung tritt die DKP für die Verwirkli-
chung des Grundsatzes: "Sport für alle" ein. Sie fo rdert die Erweiterung des Sportunterrichts an den 
Schulen und Berufsschulen sowie eine ausreichende Unterstützung des Breitensports. Die materielle 
und personelle Förderung der Vereine und Verbände s owie des Freizeitsports muß wesentlich ver-
bessert werden. Sportstätten sind in ausreichendem Maße bei kostenloser Benutzung bereitzustellen. 
Die DKP tritt für eine gezielte Unterstützung des H ochleistungssports ein. Dazu gehören neben der 
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Förderung des Breitensports und der sportlichen Lei stungen der Spitzensportler auch Maßnahmen zu 
deren sozialer Sicherstellung und beruflichen Weiterentwicklung. Der Sport darf nicht zu kapitalisti-
scher Profitmacherei oder für eine nationalistische  Politik mißbraucht werden. Im Sinne der olympi-
schen Idee soll er dem Ansehen unseres Landes und der Völkerverständigung dienen. 

Für die Verteidigung und Erweiterung demokratischer  Rechte 
Der Kampf der Arbeiterbewegung um die Verbesserung der Lage der arbeitenden Menschen, um ihre 
Befreiung von kapitalistischer Ausbeutung hat eine mehr als hundertjährige Tradition. Dieses Ringen 
um die Durchsetzung der Rechte der überwältigenden Mehrheit des Volkes gegen den Machtan-
spruch einer kleinen Minderheit von Nutznießern fre mder Arbeit ist Kampf um Demokratie. Die vor-
handenen demokratischen Rechte sind ebenso wie der erreichte Lebensstandard Ergebnis des 
Kampfes der Arbeiterbewegung und anderer fortschrittlicher Kräfte. 

Die demokratischen Traditionen der Kommunisten 
Die Kommunisten waren und sind stets die entschiedensten Verteidiger demokratischer Rechte. 
Zehntausende deutsche Kommunisten haben den Kampf für Freiheit und Demokratie in der Nacht des 
Faschismus mit ihrem Leben bezahlt. Kommunisten haben nach 1945 mit ganzer Kraft für einen anti-
faschistisch-demokratischen Neubeginn gewirkt. Sie haben einen großen Beitrag zur Verankerung 
demokratischer Verfassungsrechte geleistet und diese entschieden gegen die Anschläge der Reaktion 
verteidigt. Sie wurden dafür erneut verfolgt. Das k onsequente Wirken der Kommunisten für die demo-
kratischen Rechte des Volkes entspringt dem zutiefst demokratischen und freiheitlichen Wesen ihrer 
Weltanschauung und politischen Zielsetzung. Es gibt keine andere politische Kraft, die für Freiheit un d 
Demokratie leidenschaftlicher und opferbereiter gekämpft hat, als es die Kommunisten getan haben. 

Für die Verwirklichung der Volkssouveränität 
Fest in diesen Traditionen wurzelnd, treten die Kommunisten auch in der Gegenwart entschieden für 
die Verteidigung und den Ausbau der demokratischen Rechte ein. Entsprechend dem im Grundgesetz 
und in den Landesverfassungen verankerten Prinzip der Volkssouveränität, nach dem alle Staatsge-
walt vom Volke auszugehen hat, ist es das Ziel der DKP, für das arbeitende Volk ein Höchstmaß an 
realer Einflußnahme auf das politische und gesellsc haftliche Leben zu erreichen. 
Die demokratischen Rechte und Freiheiten sind unverzichtbare Voraussetzungen für eine aktive Mit-
gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten, für ei ne freie Entfaltung der Persönlichkeit. Sie sind u-
nerläßlich, um erfolgreich für die Bewahrung und Ve rbesserung des materiellen und kulturellen Le-
bensstandards, für den Frieden und für gesellschaft lichen Fortschritt kämpfen zu können. 

Für den Schutz der demokratischen Grundrechte 
 Die DKP wendet sich mit aller Konsequenz gegen die Aushöhlung des Grundgesetzes und der Län-
derverfassungen durch antidemokratische Verfassungs- und Gesetzesänderungen. Sie verteidigt die 
im Grundgesetz verankerten persönlichen Freiheitsre chte der Bürger. Sie wendet sich entschieden 
gegen die polizeistaatlichen Praktiken der Berufsverbote, der Gesinnungsschnüffelei und der Bespit-
zelung. Sie fordert die Aufhebung des verfassungswidrigen KPD-Verbots sowie der Notstandsgesetze 
und aller ˜nderungen des Grundgesetzes, die dessen demokratische Substanz in Frage stellen. Im 
Einklang mit dem Grundgesetz verlangt die DKP das Verbot aller neonazistischen Organisationen und 
Aktivitäten sowie die Unterbindung jeglicher Kriegs -,  Rassen- und Völkerhetze. 

Für die Rechte der Gewerkschaften 
Die DKP verteidigt das Recht des werktätigen Volkes , der arbeitenden und lernenden Jugend sowie 
ihrer Organisationen auf außerparlamentarisches Han deln für die Durchsetzung ihrer Interessen. Die 
DKP unterstützt die Forderungen der Gewerkschaften nach Erhaltung und Erweiterung ihrer Rechte. 




